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Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 
Persönlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für Beamte und Beamtinnen sowie 
Ruhestandsbeamte und Ruhestandsbeamtinnen, auf die das 
Bayerische Beamtengesetz (BayBG) oder das Gesetz über 
kommunale Wahlbeamte (KWBG) Anwendung findet.  

(2) 1Als Ruhestandsbeamte und Ruhestandsbeamtinnen gel-
ten auch frühere Beamte und Beamtinnen, die 
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1. unwiderruflich bewilligte Unterhaltsbeiträge nach 
§§ 15, 66 Abs. 5 und § 68 des Beamtenversorgungsge-
setzes (BeamtVG), 

2. Ehrensold nach Art. 138 KWBG, 

3. Bezüge nach Art. 128 Abs. 5 Satz 1 BayBG, Art. 33 
Abs. 3 KWBG oder 

4. sonstige Unterhaltsbeiträge, die unwiderruflich bewil-
ligt sind, beziehen.  

2Ihre Bezüge gelten als Ruhegehalt. 

 

Art. 2 
Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die 

1. von Beamten und Beamtinnen während ihres Beamten-
verhältnisses begangenen Dienstvergehen (Art. 84 
Abs. 1 BayBG, Art. 48 Abs. 1 KWBG),  

2. von Ruhestandsbeamten und Ruhestandsbeamtinnen  

a) während ihres Beamtenverhältnisses begangenen 
Dienstvergehen (Art. 84 Abs.1 BayBG, Art. 48 
Abs. 1 KWBG) und 

b) nach Eintritt in den Ruhestand begangenen als 
Dienstvergehen geltenden Handlungen (Art. 84 
Abs. 2 BayBG, Art. 48 Abs. 2 KWBG) 

(2) Für Beamte und Beamtinnen und Ruhestandsbeamte 
und Ruhestandsbeamtinnen, die früher in einem anderen 
Beamtenverhältnis, Richterverhältnis oder Berufssoldaten-
verhältnis oder Soldatenverhältnis auf Zeit gestanden ha-
ben, gilt dieses Gesetz auch wegen solcher Dienstvergehen, 
die sie in dem früheren Dienstverhältnis oder als Versor-
gungsberechtigte aus einem solchen Dienstverhältnis be-
gangen haben; auch bei den aus einem solchen Dienstver-
hältnis Ausgeschiedenen und Entlassenen gelten Handlun-
gen, die in Art. 84 Abs. 2 BayBG, Art. 48 Abs. 2 KWBG 
bezeichnet sind, als Dienstvergehen. 

(3) Ein Wechsel des Dienstherrn steht der Anwendung 
dieses Gesetzes nicht entgegen. 

 

Art. 3 
Ergänzende Anwendung des Verwaltungsverfahrens-

gesetzes und der Verwaltungsgerichtsordnung  

Zur Ergänzung dieses Gesetzes sind die Bestimmungen des 
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) 
und der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) entspre-
chend anzuwenden, soweit sie nicht zu den Bestimmungen 
dieses Gesetzes in Widerspruch stehen oder in diesem Ge-
setz etwas anderes bestimmt ist. 

 

Art. 4 
Gebot der Beschleunigung 

Disziplinarverfahren sind beschleunigt durchzuführen. 

Art. 5 
Dienstbezüge, Anwärterbezüge 

(1) 1Dienstbezüge sind die in § 1 Abs. 2 des Bundesbesol-
dungsgesetzes genannten Bestandteile. 2Dazu gehören auch 
Zuschüsse zum Grundgehalt für Professoren und Professo-
rinnen an Hochschulen.  

(2) Anwärterbezüge sind die in § 59 Abs. 2 Satz 1 des Bun-
desbesoldungsgesetzes genannten Bestandteile sowie der 
Familienzuschlag. 

 

Teil 2 
Disziplinarmaßnahmen 

Art. 6 
Arten der Disziplinarmaßnahmen 

(1) Disziplinarmaßnahmen gegen Beamte und Beamtinnen 
sind: 

1. Verweis (Art. 7), 

2. Geldbuße (Art. 8), 

3. Kürzung der Dienstbezüge (Art. 9), 

4. Zurückstufung (Art. 10) und 

5. Entfernung aus dem Beamtenverhältnis (Art. 11). 

(2) Disziplinarmaßnahmen gegen Ruhestandsbeamte und 
Ruhestandsbeamtinnen sind: 

1. Kürzung des Ruhegehalts (Art. 12) und 

2. Aberkennung des Ruhegehalts (Art. 13). 

(3) Bei Ehrenbeamten und Ehrenbeamtinnen sind nur Ver-
weis, Geldbuße und Entfernung aus dem Beamtenverhältnis 
zulässig.  

(4) Bei Beamten und Beamtinnen auf Zeit sind nur Ver-
weis, Geldbuße, Kürzung der Dienstbezüge und Entfernung 
aus dem Beamtenverhältnis zulässig.  

(5) 1Beamten und Beamtinnen auf Probe oder auf Widerruf 
können nur Verweise erteilt und Geldbußen auferlegt wer-
den. 2Art. 42 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Art. 43 BayBG blei-
ben unberührt.  

 

Art. 7 
Verweis 

(1) 1Der Verweis ist der Tadel eines bestimmten Verhal-
tens. 2Missbilligende Äußerungen (Zurechtweisungen, Er-
mahnungen oder Rügen), die nicht ausdrücklich als Ver-
weis bezeichnet werden, sind keine Disziplinarmaßnahmen. 
3Der Verweis ist schriftlich, aber nicht in elektronischer 
Form auszusprechen. 

(2) 1Der Verweis gilt als vollstreckt, sobald er unanfechtbar 
ist. 2Er steht bei Bewährung einer Beförderung des Beam-
ten oder der Beamtin nicht entgegen.  
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Art. 8 
Geldbuße 

(1) 1Die Geldbuße kann bis zur Höhe der monatlichen 
Dienst- oder Anwärterbezüge auferlegt werden. 2Hat der 
Beamte oder die Beamtin keine Dienst- oder Anwärterbe-
züge, darf die Geldbuße bis zu dem Betrag von 500 €, bei 
Ehrenbeamten und Ehrenbeamtinnen bis zu einem Monats-
betrag der Entschädigung auferlegt werden. 

(2) 1Die Geldbuße fließt dem Dienstherrn zu. 2Art. 7 Abs. 2 
Satz 2 gilt entsprechend.  
 

Art. 9 
Kürzung der Dienstbezüge 

(1) 1Die Kürzung der Dienstbezüge ist die bruchteilsmäßige 
Verminderung der monatlichen Dienstbezüge um höchstens 
ein Fünftel auf längstens drei Jahre. 2Bei Beamten und 
Beamtinnen, die sich im Eingangsamt der Laufbahn oder in 
einem laufbahnfreien Amt befinden, kann die Kürzung der 
Dienstbezüge für einen Zeitraum bis zu fünf Jahren ausge-
sprochen werden. 3Sie erstreckt sich auf alle Ämter, die der 
Beamte oder die Beamtin bei Eintritt der Unanfechtbarkeit 
der Entscheidung innehat. 4Bei der Anwendung von Ru-
hens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften bleibt die 
Kürzung der Dienstbezüge unberücksichtigt.  
(2) 1Die Kürzung der Dienstbezüge beginnt mit dem Ka-
lendermonat, der auf den Eintritt der Unanfechtbarkeit der 
Entscheidung folgt. 2Tritt der Beamte oder die Beamtin vor 
Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung in den Ru-
hestand, gilt eine entsprechende Kürzung des Ruhegehalts 
(Art. 12) als festgesetzt. 3Tritt der Beamte oder die Beamtin 
während der Dauer der Kürzung der Dienstbezüge in den 
Ruhestand, wird das Ruhegehalt entsprechend wie die 
Dienstbezüge für denselben Zeitraum gekürzt. 4Sterbegeld 
sowie Witwen- und Waisengeld werden nicht gekürzt.  
(3) 1Die Kürzung der Dienstbezüge wird für die Dauer einer 
Beurlaubung ohne Dienstbezüge gehemmt. 2Der Beamte 
oder die Beamtin kann jedoch für die Dauer der Beurlau-
bung den Kürzungsbetrag monatlich vorab an den Dienst-
herrn entrichten; die Dauer der Kürzung der Dienstbezüge 
nach der Beendigung der Beurlaubung verringert sich ent-
sprechend.  
(4) 1Solange die Dienstbezüge gekürzt werden, darf der 
Beamte oder die Beamtin nicht befördert werden. 2Der 
Zeitraum kann in der Entscheidung abgekürzt werden, 
sofern dies im Hinblick auf die Dauer des Disziplinarver-
fahrens angezeigt ist. 3Die Höherstufung eines kommunalen 
Wahlbeamten oder einer kommunalen Wahlbeamtin auf 
Zeit nach §§ 1, 2 Abs. 1 der Bayerischen Kommunalbesol-
dungsverordnung steht einer Beförderung gleich.  
(5) 1Die Rechtsfolgen der Kürzung der Dienstbezüge 
erstrecken sich auch auf ein neues Beamtenverhältnis zum 
selben oder zu einem anderen dem Bayerischen Beamten-
gesetz unterliegenden Dienstherrn. 2Hierbei steht die Ein-
stellung oder Anstellung in einem höheren als dem bisheri-
gen Amt der Beförderung gleich. 3Dies gilt nicht bei der 
Ernennung zum Wahlbeamten oder zur Wahlbeamtin auf 
Zeit. 

Art. 10 
Zurückstufung 

(1) 1Die Zurückstufung ist die Versetzung in ein Amt der-
selben Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt. 2Der 
Beamte oder die Beamtin verliert alle Rechte aus dem bis-
herigen Amt einschließlich der damit verbundenen Dienst-
bezüge und der Befugnis, die bisherige Amtsbezeichnung 
zu führen. 3Soweit in der Entscheidung nichts anderes be-
stimmt ist, enden mit der Zurückstufung auch die Ehrenäm-
ter und die Nebentätigkeiten, die der Beamte oder die Be-
amtin im Zusammenhang mit dem bisherigen Amt oder auf 
Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung seines Dienstvor-
gesetzten übernommen hat.  

(2) 1Die Dienstbezüge aus dem neuen Amt werden von dem 
Kalendermonat an gezahlt, der dem Eintritt der Unanfecht-
barkeit der Entscheidung folgt. 2Tritt der Beamte oder die 
Beamtin vor Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung 
in den Ruhestand, richten sich die Versorgungsbezüge nach 
der in der Entscheidung bestimmten Besoldungsgruppe.  

(3) 1Der Beamte oder die Beamtin darf frühestens fünf 
Jahre nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung 
befördert werden. 2Der Zeitraum kann in der Entscheidung 
verkürzt werden, sofern dies im Hinblick auf die Dauer des 
Disziplinarverfahrens angezeigt ist.  

(4) 1Die Rechtsfolgen der Zurückstufung erstrecken sich 
auch auf ein neues Beamtenverhältnis zum selben oder zu 
einem anderen dem Bayerischen Beamtengesetz unterlie-
genden Dienstherrn. 2Hierbei steht die Einstellung oder 
Anstellung in einem höheren Amt als dem, in welches der 
Beamte oder die Beamtin zurückgestuft wurde, der Beför-
derung gleich. 

 

Art. 11 
Entfernung aus dem Beamtenverhältnis 

(1) 1Mit der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis endet 
das Dienstverhältnis. 2Der Beamte oder die Beamtin verliert 
den Anspruch auf Dienstbezüge und Versorgung ein-
schließlich der Hinterbliebenenversorgung sowie die Be-
fugnis, die Amtsbezeichnung und die im Zusammenhang 
mit dem Amt verliehenen Titel und akademischen Würden 
zu führen und die Dienstkleidung zu tragen.  

(2) 1Die Zahlung der Dienstbezüge wird mit dem Ende des 
Kalendermonats eingestellt, in dem die Entscheidung unan-
fechtbar wird. 2Tritt der Beamte oder die Beamtin in den 
Ruhestand, bevor die Entscheidung über die Entfernung aus 
dem Beamtenverhältnis unanfechtbar wird, gilt die Ent-
scheidung als Aberkennung des Ruhegehalts.  

(3) 1Für die Dauer von sechs Monaten nach der Entfernung 
aus dem Beamtenverhältnis wird ein Unterhaltsbeitrag in 
Höhe von 50 v.H. der Dienstbezüge, die bei Eintritt der 
Unanfechtbarkeit der Entscheidung zustehen, gezahlt; eine 
Einbehaltung von Dienstbezügen nach Art. 39 Abs. 2 bleibt 
unberücksichtigt. 2Die Gewährung des Unterhaltsbeitrags 
kann in der Entscheidung ganz oder teilweise ausgeschlos-
sen werden, soweit der Beamte oder die Beamtin ihrer nicht 
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würdig oder den erkennbaren Umständen nach nicht be-
dürftig ist. 3Sie kann in der Entscheidung über sechs Mona-
te hinaus verlängert werden, soweit dies notwendig ist, um 
eine unbillige Härte zu vermeiden; der Beamte oder die 
Beamtin hat die Umstände glaubhaft zu machen.  

(4) 1Die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis und ihre 
Rechtsfolgen erstrecken sich auf alle Ämter, die der Beamte 
oder die Beamtin bei Eintritt der Unanfechtbarkeit der Ent-
scheidung bei einem bayerischen Dienstherrn (Art. 3 
BayBG) innehat. 2Ist eines von mehreren Ämtern ein kom-
munales Ehrenamt und wird diese Disziplinarmaßnahme 
nur wegen eines in dem Ehrenamt oder im Zusammenhang 
mit diesem begangenen Dienstvergehens verhängt, kann die 
Entfernung aus dem Beamtenverhältnis auf das Ehrenamt 
und die in Verbindung mit ihm übernommenen Nebentätig-
keiten beschränkt werden. 3Hinsichtlich der dem Beamten 
oder der Beamtin verbleibenden Ämter kann eine weitere 
Disziplinarmaßnahme verhängt werden. 

(5) Beamte und Beamtinnen, die früher in einem anderen 
Beamten- oder Richterverhältnis bei einem bayerischen 
Dienstherrn (Art. 3 BayBG) gestanden haben und aus dem 
Beamtenverhältnis entfernt werden, verlieren auch die An-
sprüche aus dem früheren Dienstverhältnis, wenn diese 
Disziplinarmaßnahme wegen eines Dienstvergehens ausge-
sprochen wird, das in dem früheren Dienstverhältnis be-
gangen wurde.  

(6) Beamte und Beamtinnen, die aus dem Beamtenverhält-
nis entfernt worden sind, dürfen bei einem bayerischen 
Dienstherrn (Art. 3 BayBG) nicht wieder zum Beamten 
oder zur Beamtin ernannt werden; es soll auch kein anderes 
Beschäftigungsverhältnis begründet werden. 

 

Art. 12 
Kürzung des Ruhegehalts 

1Die Kürzung des Ruhegehalts ist die bruchteilsmäßige 
Verminderung des monatlichen Ruhegehalts um höchstens 
ein Fünftel auf längstens drei Jahre. 2Art. 9 Abs. 1 Sätze 3 
und 4 sowie Abs. 2 Sätze 1 und 4 gelten entsprechend. 

 

Art. 13  
Aberkennung des Ruhegehalts 

(1) Mit der Aberkennung des Ruhegehalts verliert der Ru-
hestandsbeamte oder die Ruhestandsbeamtin den Anspruch 
auf Versorgung einschließlich der Hinterbliebenenversor-
gung und die Befugnis, die Amtsbezeichnung sowie die 
Titel und akademischen Würden zu führen, die im Zusam-
menhang mit dem früheren Amt verliehen wurden.  

(2) 1Für die Dauer von sechs Monaten nach der Aberken-
nung des Ruhegehalts wird ein Unterhaltsbeitrag in Höhe 
von 70 v.H. des Ruhegehalts gewährt, das dem Ruhe-
standsbeamten oder der Ruhestandsbeamtin bei Eintritt der 
Unanfechtbarkeit der Entscheidung zusteht; eine Einbehal-
tung des Ruhegehalts nach Art. 39 Abs. 2 bleibt unberück-
sichtigt. 2Der Anspruch nach Satz 1 besteht nur insoweit, 

als er die auf Grund einer Nachversicherung zu gewährende 
Rente übersteigt; Art. 74 Abs. 3 bleibt unberührt.  

(3) Die Aberkennung des Ruhegehalts und ihre Rechtsfol-
gen erstrecken sich auf alle Ämter, die der Ruhestandsbe-
amte oder die Ruhestandsbeamtin bei einem bayerischen 
Dienstherrn (Art. 3 BayBG) bei Eintritt in den Ruhestand 
bekleidet hat.  

(4) Art. 11 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Sätze 2 und 3 sowie Abs. 5 
und 6 gelten entsprechend. 

 

Art. 14  
Bemessung der Disziplinarmaßnahme 

(1) 1Die Entscheidung über eine Disziplinarmaßnahme 
ergeht nach pflichtgemäßem Ermessen. 2Die Disziplinar-
maßnahme ist insbesondere nach der Schwere des Dienst-
vergehens, der Beeinträchtigung des Vertrauens des Dienst-
herrn oder der Allgemeinheit, dem Persönlichkeitsbild und 
dem bisherigen dienstlichen Verhalten zu bemessen.   

(2) 1Beamte und Beamtinnen, die durch ein schweres 
Dienstvergehen das Vertrauen des Dienstherrn oder der 
Allgemeinheit endgültig verloren haben, sind aus dem 
Beamtenverhältnis zu entfernen. 2Ruhestandsbeamten und  
-beamtinnen wird das Ruhegehalt aberkannt, wenn sie, 
wären sie noch im Dienst, aus dem Beamtenverhältnis hät-
ten entfernt werden müssen. 

 

Art. 15 
Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen  

nach Straf- oder Bußgeldverfahren 

(1) Ist gegen einen Beamten oder eine Beamtin im Straf- 
oder Bußgeldverfahren unanfechtbar eine Strafe, Geldbuße 
oder Ordnungsmaßnahme verhängt worden oder kann eine 
Tat nach § 153a Abs. 1 Satz 5 oder Abs. 2 Satz 2 StPO 
nach der Erfüllung von Auflagen und Weisungen nicht 
mehr als Vergehen verfolgt werden, darf wegen desselben 
Sachverhalts 

1. ein Verweis oder eine Geldbuße nicht ausgesprochen 
werden, 

2. eine Kürzung der Dienstbezüge, eine Zurückstufung 
oder eine Kürzung des Ruhegehalts nur ausgesprochen 
werden, wenn dies zusätzlich erforderlich ist, um den 
Beamten oder die Beamtin zur Pflichterfüllung anzu-
halten oder das Ansehen des Berufsbeamtentums zu 
wahren. 

(2) Ist der Beamte oder die Beamtin im Straf- oder Buß-
geldverfahren rechtskräftig freigesprochen worden, darf 
wegen des Sachverhalts, der Gegenstand der gerichtlichen 
Entscheidung gewesen ist, eine Disziplinarmaßnahme nur 
ausgesprochen werden, wenn dieser Sachverhalt ein 
Dienstvergehen darstellt, ohne den Tatbestand einer Straf- 
oder Bußgeldvorschrift zu erfüllen. 
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Art. 16  
Disziplinarmaßnahmeverbot wegen Zeitablaufs 

(1) Sind seit der Vollendung eines Dienstvergehens mehr 
als zwei Jahre vergangen, darf ein Verweis oder eine Geld-
buße nicht mehr erteilt werden.  

(2) Sind seit der Vollendung eines Dienstvergehens mehr 
als drei Jahre vergangen, darf eine Kürzung der Dienstbe-
züge oder eine Kürzung des Ruhegehalts nicht mehr ausge-
sprochen werden.  

(3) Sind seit der Vollendung eines Dienstvergehens mehr 
als sieben Jahre vergangen, darf auf Zurückstufung nicht 
mehr erkannt werden.  

(4) Die Fristen der Abs. 1 bis 3 beginnen neu zu laufen mit  

1. der ersten Anhörung des Beamten oder der Beamtin 
oder der Bekanntgabe, dass das Disziplinarverfahren 
eingeleitet ist, 

2. mit der Ausdehnung des Disziplinarverfahrens, 
3. der Erhebung der Disziplinarklage,  
4. der Erhebung der Nachtragsdisziplinarklage oder  
5. der Anordnung oder Ausdehnung von Ermittlungen 

gegen Beamte und Beamtinnen auf Probe oder auf Wi-
derruf nach Art. 42 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayBG.  

(5) 1Die Fristen der Abs. 1 bis 3 sind für die Dauer des 
gerichtlichen Disziplinarverfahrens, für die Dauer einer 
Aussetzung des Disziplinarverfahrens nach Art. 24 oder 
während des Laufs der für die Erfüllung einer Auflage nach 
Art. 34 gesetzten Frist gehemmt. 2Ist vor Ablauf der Frist 
wegen desselben Sachverhalts ein Straf- oder Bußgeldver-
fahren eingeleitet oder eine Klage aus dem Beamtenver-
hältnis erhoben worden, ist die Frist für die Dauer dieses 
Verfahrens gehemmt. 

 
Art. 17  

Verwertungsverbot, Entfernung aus der Personalakte 

(1) 1Ein Verweis darf nach drei Jahren, eine Geldbuße, eine 
Kürzung der Dienstbezüge und eine Kürzung des Ruhege-
halts dürfen nach fünf Jahren und eine Zurückstufung darf 
nach sieben Jahren bei weiteren Disziplinarmaßnahmen und 
bei sonstigen Personalmaßnahmen nicht mehr berücksich-
tigt werden (Verwertungsverbot). 2Der Beamte oder die 
Beamtin gilt nach dem Eintritt des Verwertungsverbots als 
von der Disziplinarmaßnahme nicht betroffen.  

(2) 1Die Frist für das Verwertungsverbot beginnt, sobald die 
Entscheidung über die Disziplinarmaßnahme unanfechtbar 
ist. 2Sie endet nicht, solange ein gegen den Beamten oder 
die Beamtin eingeleitetes Straf- oder Disziplinarverfahren 
nicht unanfechtbar abgeschlossen ist, eine andere Diszipli-
narmaßnahme berücksichtigt werden darf, eine Entschei-
dung über die Kürzung der Dienstbezüge noch nicht voll-
streckt ist oder ein gerichtliches Verfahren über die Been-
digung des Beamtenverhältnisses oder über die Geltendma-
chung von Schadenersatz gegen den Beamten oder die 
Beamtin anhängig ist. 

(3) 1Eintragungen in der Personalakte über die Disziplinar-
maßnahme sind nach Eintritt des Verwertungsverbots von 
Amts wegen zu entfernen und zu vernichten, es sei denn, 
der Beamte oder die Beamtin widerspricht. 2Dies gilt nicht 
für das Rubrum und den Tenor des die Zurückstufung aus-
sprechenden Urteils; Satz 4 Halbsatz 2 gilt entsprechend. 
3Der Beamte oder die Beamtin ist mindestens einen Monat 
vor der Vernichtung auf sein Widerspruchsrecht hinzuwei-
sen. 4Wird widersprochen, unterbleibt die Entfernung oder 
erfolgt eine gesonderte Aufbewahrung; das Verwertungs-
verbot ist bei den Eintragungen zu vermerken.  

(4) 1Die Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend für Disziplinar-
vorgänge, die nicht zu einer Disziplinarmaßnahme geführt 
haben. 2Die Frist für das Verwertungsverbot beträgt, wenn 
das Disziplinarverfahren nach Art. 33 Abs. 1 Nr. 1 einge-
stellt wird, drei Monate und im Übrigen zwei Jahre. 3Die 
Frist beginnt mit dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der 
Entscheidung, die das Disziplinarverfahren abschließt, im 
Übrigen mit dem Tag, an dem der Dienstvorgesetzte oder 
die Disziplinarbehörde zureichende tatsächliche Anhalts-
punkte erhält, die den Verdacht eines Dienstvergehens 
rechtfertigen.  

(5) Auf die Entfernung und Vernichtung von Disziplinar-
vorgängen, die zu einer missbilligenden Äußerung geführt 
haben, findet Art. 100f Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Sätze 2 und 3 
BayBG Anwendung. 

 

Teil 3 
Behördliches Disziplinarverfahren 

Abschnitt 1 
Einleitung, Ausdehnung und Beschränkung 

Art. 18  
Disziplinarbefugnisse, Disziplinarbehörde 

(1) Die Disziplinarbefugnisse werden von den Dienstvorge-
setzten und den Disziplinarbehörden ausgeübt, soweit nicht 
die Verwaltungsgerichte zuständig sind.  

(2) 1Disziplinarbehörden sind die obersten Dienstbehörden 
oder die durch Rechtsverordnung der Staatsregierung und 
die nach Abs. 4 Satz 2 und Abs. 5 bestimmten Behörden. 
2Die Übertragung soll auf eine Behörde im Geschäftsbe-
reich des Ressorts erfolgen. 3In der Rechtsverordnung kann 
eine ressortübergreifende Zuständigkeit für mehrere Ge-
schäftsbereiche vorgesehen sowie die Zuständigkeit zur 
Verhängung von Verweisen und Geldbußen abweichend 
von Art. 35 Abs. 2 Satz 1 der Disziplinarbehörde übertra-
gen werden.  

(3) 1Bei Ruhestandsbeamten und Ruhestandsbeamtinnen 
werden die Disziplinarbefugnisse durch die zum Zeitpunkt 
des Eintritts in den Ruhestand zuständige oberste Dienstbe-
hörde ausgeübt. 2Abs. 2 gilt entsprechend. 3Besteht die 
zuständige oberste Dienstbehörde nicht mehr, bestimmt das 
Staatsministerium der Finanzen, welche Behörde zuständig 
ist. 
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(4) 1Bei Personen im Sinn des Art. 1 Nrn. 1 bis 3 KWBG, 
auch wenn sie Ruhestandsbeamte oder Ruhestandsbeamtin-
nen sind oder als solche gelten, nimmt die Disziplinarbe-
fugnisse die Rechtsaufsichtsbehörde wahr. 2Das Staatsmi-
nisterium des Innern kann durch Rechtsverordnung be-
stimmen, dass die Rechtsaufsichtsbehörde ihre Disziplinar-
befugnisse im Einzelfall auf eine andere Behörde übertra-
gen kann.  

(5) Bei Beamten und Beamtinnen sowie Ruhestandsbeam-
ten und Ruhestandsbeamtinnen der Gemeinden, Gemeinde-
verbände und sonstigen unter Aufsicht des Staates stehen-
den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts kann das für die Rechtsaufsicht zuständige 
Staatsministerium durch Rechtsverordnung bestimmen, wer 
die Disziplinarbefugnisse ausübt; in der Rechtsverordnung 
können die Disziplinarbefugnisse abweichend von Art. 35 
Abs. 2 bis 4 geregelt werden.  

 

Art. 19  
Einleitung von Amts wegen 

(1) 1Liegen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte vor, die 
den Verdacht eines Dienstvergehens rechtfertigen, ist der 
oder die Dienstvorgesetzte oder die Disziplinarbehörde 
verpflichtet, ein Disziplinarverfahren einzuleiten und die 
erforderlichen Ermittlungen durchzuführen. 2Die Einleitung 
ist aktenkundig zu machen. 3Der Dienstvorgesetzte oder die 
Disziplinarbehörde informieren sich gegenseitig von der 
Einleitung des Disziplinarverfahrens. 4Das Verfahren ist 
unverzüglich an die zuständige Behörde abzugeben, wenn 
die einleitende Stelle ihre Disziplinarbefugnis nicht für 
gegeben hält.  

(2) 1Ein Disziplinarverfahren wird nicht eingeleitet, wenn  

1. zu erwarten ist, dass nach Art. 15 oder  

2. feststeht, dass nach Art. 16  

eine Disziplinarmaßnahme nicht ausgesprochen werden 
darf. 2Die Gründe sind aktenkundig zu machen und dem 
Beamten oder der Beamtin bekannt zu geben.  

(3) 1Hat ein Beamter oder eine Beamtin zwei oder mehrere 
Ämter inne, die nicht im Verhältnis von Haupt- und Neben-
amt stehen, und sind verschiedene Dienstvorgesetzte zu-
ständig, so unterrichten sie sich von der beabsichtigten 
Einleitung eines Disziplinarverfahrens. 2Ein weiteres Dis-
ziplinarverfahren kann gegen den Beamten wegen dessel-
ben Sachverhalts nicht eingeleitet werden.  

(4) Hat ein Beamter oder eine Beamtin zwei oder mehrere 
Ämter inne, die im Verhältnis von Haupt- zu Nebenamt 
stehen, kann nur der oder die für das Hauptamt zuständige 
Dienstvorgesetzte ein Disziplinarverfahren einleiten. 

(5) 1Die Zuständigkeiten nach Abs. 1 bis 4 werden durch 
eine Beurlaubung, eine Abordnung oder eine Zuweisung 
nicht berührt. 2Bei einer Abordnung geht die aus Abs. 1 
sich ergebende Pflicht hinsichtlich der während der Abord-
nung begangenen Dienstvergehen auf den neuen Dienst-
vorgesetzten, die neue Dienstvorgesetzte oder die neue 

Disziplinarbehörde über, soweit diese nicht ihre Ausübung 
dem oder der anderen Dienstvorgesetzten oder der anderen 
Disziplinarbehörde überlassen oder soweit nichts anderes 
bestimmt ist. 

 

Art. 20  
Einleitung auf Antrag des Beamten oder der Beamtin 

(1) Der Beamte oder die Beamtin kann bei der Disziplinar-
behörde die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen 
sich selbst beantragen, um sich von dem Verdacht eines 
Dienstvergehens zu entlasten.  

(2) 1Der Antrag darf nur abgelehnt werden, wenn keine 
zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkte vorliegen, die 
den Verdacht eines Dienstvergehens rechtfertigen. 2Die 
Entscheidung ist dem Beamten oder der Beamtin mitzutei-
len.  

(3) Art. 19 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 bis 5 gelten entspre-
chend. 

 

Art. 21 
Ausdehnung und Beschränkung 

(1) 1Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass einer 
Entscheidung nach den Art. 33 bis 35 Abs. 1 auf neue 
Handlungen ausgedehnt werden, die den Verdacht eines 
Dienstvergehens rechtfertigen. 2Die Ausdehnung ist akten-
kundig zu machen.  

(2) 1Das Disziplinarverfahren soll bis zum Erlass einer 
Entscheidung nach den Art. 33 bis 35 Abs.1 beschränkt 
werden, indem solche Handlungen ausgeschieden werden, 
die für die Art und Höhe der zu erwartenden Disziplinar-
maßnahme voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen. 2Die 
Beschränkung ist aktenkundig zu machen. 3Die ausgeschie-
denen Handlungen können bis zum unanfechtbaren Ab-
schluss des Disziplinarverfahrens jederzeit wieder in das 
Disziplinarverfahren einbezogen werden. 4Werden die aus-
geschiedenen Handlungen nicht wieder einbezogen, können 
sie nach dem unanfechtbaren Abschluss des Disziplinarver-
fahrens nicht zum Gegenstand eines neuen Disziplinarver-
fahrens gemacht werden.  

 

Abschnitt 2 
Durchführung 

Art. 22  
Unterrichtung, Belehrung und Anhörung 

(1) 1Der Beamte oder die Beamtin ist über die Einleitung 
oder Ausdehnung des Disziplinarverfahrens unverzüglich 
zu unterrichten, sobald dies ohne Gefährdung der Aufklä-
rung des Sachverhalts möglich ist. 2Hierbei ist zu eröffnen, 
welches Dienstvergehen ihm oder ihr zur Last gelegt wird. 
3Es ist gleichzeitig darauf hinzuweisen, dass es ihm oder ihr 
freisteht, sich mündlich oder schriftlich zu äußern oder 
nicht zur Sache auszusagen und sich jederzeit eines Be-
vollmächtigten oder Beistands zu bedienen.  
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(2) 1Für die Abgabe einer schriftlichen oder mündlichen 
Äußerung wird dem Beamten oder der Beamtin schriftlich 
eine angemessene Frist gesetzt. 2Ist der Beamte oder die 
Beamtin aus zwingenden Gründen gehindert, die Frist nach 
Satz 1 einzuhalten und hat er oder sie dies unverzüglich 
mitgeteilt, ist die Frist zu verlängern.  

(3) 1Ist die Belehrung nach Abs. 1 unterblieben oder unrich-
tig erfolgt, darf die Aussage des Beamten oder der Beamtin 
nicht zu seinem oder ihrem Nachteil verwertet werden. 
2Dies gilt auch für Anhörungen des Beamten oder der Be-
amtin zu möglichen Dienstpflichtverletzungen vor Einlei-
tung eines Disziplinarverfahrens, wenn er oder sie bei der 
ersten Anhörung im Disziplinarverfahren vom Recht, die 
Aussage zu verweigern, Gebrauch macht. 
 

Art. 23  
Pflicht zur Durchführung  

von Ermittlungen, Ausnahmen 

(1) Zur Aufklärung des Sachverhalts sind die belastenden, 
die entlastenden und die für die Bemessung der Diszipli-
narmaßnahme bedeutsamen Umstände von einer Person im 
Beamten- oder Richterverhältnis zu ermitteln.  

(2) 1Von Ermittlungen ist abzusehen, soweit der Sachver-
halt aufgrund der tatsächlichen Feststellungen eines rechts-
kräftigen Urteils im Straf- oder Bußgeldverfahren oder im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren, durch das nach § 9 des 
Bundesbesoldungsgesetzes über den Verlust der Besoldung 
bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst entschieden 
worden ist, feststeht. 2Von Ermittlungen kann abgesehen 
werden, soweit der Sachverhalt durch einen Strafbefehl 
oder auf sonstige Weise aufgeklärt ist, insbesondere nach 
der Durchführung eines anderen gesetzlich geordneten 
Verfahrens.  
 

Art. 24 
Zusammentreffen von Disziplinarverfahren mit Straf-

verfahren oder anderen Verfahren, Aussetzung 

(1) 1Ist gegen den Beamten oder die Beamtin wegen des 
Sachverhalts, der dem Disziplinarverfahren zugrunde liegt, 
im Strafverfahren die öffentliche Klage erhoben worden, 
wird das Disziplinarverfahren ausgesetzt. 2Die Aussetzung 
unterbleibt, wenn keine begründeten Zweifel am Sachver-
halt bestehen oder wenn im Strafverfahren aus Gründen 
nicht verhandelt werden kann, die in der Person des Beam-
ten oder der Beamtin liegen.  

(2) Das ausgesetzte Disziplinarverfahren ist unverzüglich 
fortzusetzen, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 Satz 2 
nachträglich eintreten, spätestens mit dem rechtskräftigen 
Abschluss des Strafverfahrens.  

(3) 1Das Disziplinarverfahren kann ausgesetzt werden, 
wenn in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren 
über eine Frage zu entscheiden ist, deren Beurteilung für 
die Entscheidung im Disziplinarverfahren von wesentlicher 
Bedeutung ist. 2Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 gelten entspre-
chend. 

Art. 25  
Bindung an tatsächliche  

Feststellungen aus anderen Verfahren 

(1) Die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen 
Urteils im Straf- oder Bußgeldverfahren oder im verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren, durch das nach § 9 des Bun-
desbesoldungsgesetzes über den Verlust der Besoldung bei 
schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst entschieden worden 
ist, sind im Disziplinarverfahren, das denselben Sachverhalt 
zum Gegenstand hat, bindend.  

(2) Die in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren 
getroffenen tatsächlichen Feststellungen sind nicht bindend, 
können aber der Entscheidung im Disziplinarverfahren 
ohne nochmalige Prüfung zugrunde gelegt werden. 
 

Art. 26  
Beweiserhebung 

(1) 1Die erforderlichen Beweise sind zu erheben. 2Hierbei 
können insbesondere  

1. schriftliche dienstliche Auskünfte eingeholt,  
2. Zeugen und Zeuginnen sowie Sachverständige ver-

nommen oder ihre schriftliche Äußerung eingeholt, 
3. Urkunden und Akten beigezogen sowie  
4. der Augenschein eingenommen  
werden.  

(2) Niederschriften über Aussagen von Personen, die schon 
in einem gesetzlich geordneten Verfahren vernommen 
worden sind, sowie Niederschriften über einen richterlichen 
Augenschein können ohne erneute Beweiserhebung verwer-
tet werden. 

(3) 1Über einen Beweisantrag des Beamten oder der Beam-
tin ist nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden. 
2Dem Beweisantrag ist stattzugeben, soweit er für die Tat- 
oder Schuldfrage oder für die Bemessung einer Diszipli-
narmaßnahme von Bedeutung sein kann.  

(4) 1Dem Beamten oder der Beamtin ist Gelegenheit zu 
geben, an der Vernehmung von Zeugen und Zeuginnen und 
von Sachverständigen sowie an der Einnahme des Augen-
scheins teilzunehmen und hierbei sachdienliche Fragen zu 
stellen. 2Auf die Verlegung eines Termins wegen Verhinde-
rung besteht kein Anspruch. 3Er oder sie kann von der Teil-
nahme ausgeschlossen werden, soweit dies aus wichtigen 
Gründen, insbesondere mit Rücksicht auf den Zweck der 
Ermittlungen oder zum Schutz der Rechte Dritter erforder-
lich ist. 4Ein schriftliches Gutachten ist ihm oder ihr zu-
gänglich zu machen, soweit nicht zwingende Gründe dem 
entgegenstehen. 

 
Art. 27  

Zeugen und Zeuginnen, Sachverständige 

(1) 1Zeugen und Zeuginnen sind zur Aussage und Sachver-
ständige zur Erstattung von Gutachten verpflichtet. 2Die 
Bestimmungen der Strafprozessordnung über den Zeugen-
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schutz, die Pflicht, als Zeuge oder Zeugin auszusagen oder 
als Sachverständiger ein Gutachten zu erstatten, über die 
Ablehnung von Sachverständigen sowie über die Verneh-
mung von Angehörigen des öffentlichen Dienstes als Zeu-
gen oder Zeugin und Sachverständige gelten entsprechend. 
3Die Aussagegenehmigung gilt allen Beschäftigten des 
Dienstherrn des Beamten oder der Beamtin als erteilt; sie 
kann ganz oder teilweise widerrufen werden.  

(2) 1Verweigern Zeugen oder Zeuginnen oder Sachverstän-
dige ohne Vorliegen eines der in den §§ 52 bis 55 und 76 
StPO bezeichneten Gründe die Aussage oder die Erstattung 
des Gutachtens, kann das Verwaltungsgericht um die Ver-
nehmung ersucht werden. 2In dem Ersuchen ist der Gegen-
stand der Vernehmung darzulegen sowie die Namen und 
Anschriften der Beteiligten anzugeben. 3Der oder die Vor-
sitzende der Kammer für Disziplinarsachen entscheidet 
über die Rechtmäßigkeit der Verweigerung der Aussage 
oder der Erstattung des Gutachtens. 4Er oder sie führt die 
Vernehmung durch.  

(3) 1Das Verwaltungsgericht kann auch um die richterliche 
Vernehmung von Zeugen und Zeuginnen ersucht werden,  

1. die minderjährig sind, 
2. für die die Zeugenaussage eine besondere Belastung 

darstellt oder 
3. bei denen aus einem gesundheitlichen oder einem ande-

ren wichtigen in der Person liegenden Grund eine Si-
cherung des Beweises angezeigt ist.  

2Abs. 2 Sätze 2 und 4 gelten entsprechend.  
 

Art. 28  
Herausgabe von Unterlagen 

1Der Beamte oder die Beamtin hat Schriftstücke, Zeichnun-
gen, bildliche Darstellungen und Aufzeichnungen ein-
schließlich technischer Aufzeichnungen, die einen dienstli-
chen Bezug aufweisen, auf Verlangen für das Disziplinar-
verfahren zur Verfügung zu stellen. 2Das Verwaltungsge-
richt kann die Herausgabe auf Antrag durch Beschluss 
anordnen und sie durch die Festsetzung von Zwangsgeld 
erzwingen. 3Der Beschluss ist unanfechtbar. 4Das Zwangs-
geld steht dem Dienstherrn zu.  
 

Art. 29  
Beschlagnahmen und Durchsuchungen 

(1) 1Der oder die Vorsitzende der Kammer für Disziplinar-
sachen des Verwaltungsgerichts kann auf Antrag durch 
Beschluss Beschlagnahmen und Durchsuchungen anordnen. 
2Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung durch die Dis-
ziplinarbehörde erfolgen. 3Die Anordnung darf nur getrof-
fen werden, wenn der Beamte oder die Beamtin des Dienst-
vergehens dringend verdächtig ist und die Maßnahme zu 
der Bedeutung der Sache und der zu erwartenden Diszipli-
narmaßnahme nicht außer Verhältnis steht. 4Die Bestim-
mungen der Strafprozessordnung über Beschlagnahmen 
und Durchsuchungen gelten entsprechend, soweit nicht in 
diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist.  

(2) 1Der oder die Betroffene kann im Fall des Abs. 1 Satz 2 
binnen zwei Wochen die Entscheidung über die Rechtmä-
ßigkeit der Maßnahme beim Verwaltungsgericht beantra-
gen. 2Der Antrag hat keine aufschiebende Wirkung.  

(3) Die Maßnahmen nach Abs. 1 dürfen nur durch die nach 
der Strafprozessordnung dazu berufenen Behörden durch-
geführt werden.  

(4) Durch Abs. 1 wird das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 des Grundgesetzes und Art. 
106 Abs. 3 der Verfassung) eingeschränkt. 

 

Art. 30  
Niederschrift 

1Über Anhörungen des Beamten oder der Beamtin und 
Beweiserhebungen sind Niederschriften aufzunehmen; 
§ 168 a StPO gilt entsprechend. 2Bei der Einholung von 
schriftlichen dienstlichen Auskünften sowie der Beiziehung 
von Urkunden und Akten genügt die Aufnahme eines Ak-
tenvermerks. 

 

Art. 31 
Innerdienstliche Informationen 

(1) Die Vorlage von Personalakten und anderen Behörden-
unterlagen mit personenbezogenen Daten sowie die Ertei-
lung von Auskünften aus diesen Akten und Unterlagen an 
die mit Disziplinarvorgängen befassten Stellen und die 
Verarbeitung oder Nutzung der so erhobenen personenbe-
zogenen Daten im Disziplinarverfahren sind, soweit nicht 
andere Rechtsvorschriften entgegenstehen, auch gegen den 
Willen des Beamten oder der Beamtin oder anderer Betrof-
fener zulässig, wenn und soweit die Durchführung des 
Disziplinarverfahrens dies erfordert und überwiegende 
Belange des Beamten oder der Beamtin, anderer Betroffe-
ner oder der ersuchten Stelle nicht entgegenstehen.  

(2) Zwischen den Dienststellen eines oder verschiedener 
Dienstherrn sowie zwischen den Teilen einer Dienststelle 
sind Mitteilungen über Disziplinarverfahren, über Tatsa-
chen aus Disziplinarverfahren und über Entscheidungen der 
Disziplinarorgane sowie die Vorlage hierüber geführter 
Akten zulässig, wenn und soweit dies zur Durchführung des 
Disziplinarverfahrens, im Hinblick auf die künftige Über-
tragung von Aufgaben oder Ämtern an den Beamten oder 
die Beamtin oder im Einzelfall aus besonderen dienstlichen 
Gründen unter Berücksichtigung der Belange des Beamten 
oder der Beamtin oder anderer Betroffener erforderlich ist. 

 

Art. 32  
Abschließende Anhörung 

1Nach der Beendigung der Ermittlungen ist dem Beamten 
oder der Beamtin Gelegenheit zu geben, sich abschließend 
zu äußern; Art. 22 Abs. 2 gilt entsprechend. 2Die Anhörung 
kann unterbleiben, wenn das Disziplinarverfahren nach Art. 
33 Abs. 2 Nrn. 2 oder 3 eingestellt werden soll. 
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Abschnitt 3 
Abschlussentscheidung 

Art. 33  
Einstellungsverfügung 

(1) Das Disziplinarverfahren wird eingestellt, wenn 

1. ein Dienstvergehen nicht erwiesen ist, 
2. ein Dienstvergehen zwar erwiesen ist, eine Diszipli-

narmaßnahme jedoch nicht angezeigt erscheint, 
3. nach Art. 15 oder Art. 16 eine Disziplinarmaßnahme 

nicht ausgesprochen werden darf oder  
4. das Disziplinarverfahren oder eine Disziplinarmaß-

nahme aus sonstigen Gründen unzulässig ist. 

(2) Das Disziplinarverfahren wird ferner eingestellt, wenn 

1. der Beamte oder die Beamtin stirbt,  
2. das Beamtenverhältnis durch Entlassung, Verlust der 

Beamtenrechte oder Entfernung endet oder  
3. bei einem Ruhestandsbeamten oder einer Ruhestands-

beamtin die Folgen einer gerichtlichen Entscheidung 
nach § 59 Abs. 1 BeamtVG eintreten.  

(3) 1Die Einstellungsverfügung ist zu begründen und zuzu-
stellen. 2Eine Einstellung durch den Dienstvorgesetzten ist 
der Disziplinarbehörde mitzuteilen.  
 

Art. 34  
Einstellungsverfügung gegen Auflage 

(1) 1Mit Zustimmung des Beamten oder der Beamtin kann 
bei einem Verfahren, das eine minder schwere Dienst-
pflichtverletzung zum Gegenstand hat, das Disziplinarver-
fahren vorläufig eingestellt und dem Beamten oder der 
Beamtin zugleich auferlegt werden 

1. zur Wiedergutmachung des durch die Dienstpflichtver-
letzung entstandenen Schadens eine bestimmte Leis-
tung zu erbringen oder 

2. einen Geldbetrag zugunsten des Dienstherrn oder einer 
gemeinnützigen Einrichtung zu zahlen, 

wenn die Schuld des Beamten oder der Beamtin als gering 
einzustufen ist und die Auflage geeignet ist, den Beamten 
oder die Beamtin zukünftig zur Einhaltung der Dienst-
pflichten anzuhalten. 2Die Auflagen nach Satz 1 Nrn. 1 
und 2 können nebeneinander verhängt werden. 3Zur Erfül-
lung der Auflage ist eine angemessene Frist zu setzen. 
4Wird die Auflage nicht erfüllt, werden Leistungen, die zu 
ihrer Erfüllung erbracht wurden, nicht erstattet.  
(2) Eine Auflage kann nachträglich aufgehoben oder mit 
Zustimmung des Beamten oder der Beamtin nachträglich 
auferlegt oder geändert werden.  
(3) Ist Disziplinarklage erhoben, kann das Verwaltungsge-
richt mit Zustimmung des Beamten oder der Beamtin und 
der Disziplinarbehörde das Verfahren durch Beschluss 
zunächst vorläufig einstellen und zugleich dem Beamten 
oder der Beamtin die in Abs. 1 bezeichneten Auflagen 
erteilen.  

(4) Erfüllt der Beamte oder die Beamtin die Auflage, kann 
die Dienstpflichtverletzung nicht mehr verfolgt werden.  
(5) Die Einstellungsverfügung und der Beschluss des Ge-
richts sind nicht anfechtbar. 
 

Art. 35  
Disziplinarverfügung, Disziplinarklage  

(1) 1Ist ein Verweis, eine Geldbuße, eine Kürzung der 
Dienstbezüge oder eine Kürzung des Ruhegehalts ange-
zeigt, wird eine solche Maßnahme durch Disziplinarverfü-
gung ausgesprochen. 2Soll auf Zurückstufung, auf Entfer-
nung aus dem Beamtenverhältnis oder auf Aberkennung 
des Ruhegehalts erkannt werden, ist gegen den Beamten 
oder die Beamtin Disziplinarklage zu erheben.  

(2) 1Ein Verweis und eine Geldbuße werden durch den 
Dienstvorgesetzten oder die Dienstvorgesetzte ausgespro-
chen. 2Hält der oder die Dienstvorgesetzte seine oder ihre 
Befugnisse nicht für ausreichend, so hat er oder sie das 
Verfahren unverzüglich an die Disziplinarbehörde ab-
zugeben. 3Diese kann die Übernahme des Verfahrens ab-
lehnen, wenn sie die Befugnisse des oder der Dienstvorge-
setzten für ausreichend hält.  

(3) Für die Festsetzung einer Kürzung der Dienstbezüge 
oder des Ruhegehalts sowie die Erhebung der Disziplinar-
klage ist die Disziplinarbehörde zuständig.  

(4) 1Die oberste Dienstbehörde kann sich jederzeit über den 
Stand des Verfahrens unterrichten und ein eingeleitetes 
Disziplinarverfahren jederzeit übernehmen. 2In den Fällen 
des Abs. 2 hat diese Befugnis auch die Disziplinarbehörde. 

(5) Gegen Personen im Sinn des Art. 1 Nrn. 1 bis 3 KWBG 
können Disziplinarmaßnahmen nur durch das Verwaltungs-
gericht verhängt werden. 

(6) 1Die Disziplinarverfügung ist zu begründen und zuzu-
stellen. 2Eine Disziplinarverfügung durch den Dienstvorge-
setzten ist der Disziplinarbehörde mitzuteilen. 
 

Art. 36  
Grenzen der erneuten  

Ausübung der Disziplinarbefugnisse 
1Die Disziplinarbehörde kann eine Entscheidung des oder 
der Dienstvorgesetzten aufheben und in der Sache neu 
entscheiden oder Disziplinarklage erheben, wenn 

1. wegen desselben Sachverhalts ein rechtskräftiges Urteil 
auf Grund von tatsächlichen Feststellungen, die von 
denjenigen tatsächlichen Feststellungen abweichen, auf 
denen die Entscheidung beruht, ergeht oder  

2. ein dem Art. 66 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4, 7 und 8 entspre-
chender Grund gegeben ist und als Disziplinarmaß-
nahme eine Zurückstufung, eine Entfernung aus dem 
Beamtenverhältnis oder eine Aberkennung des Ruhe-
gehalts zu erwarten ist. 

2Hat die oberste Dienstbehörde als Dienstvorgesetzter ent-
schieden, hat sie in den Fällen des Satzes 1 selbst zu ent-
scheiden. 
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Art. 37  
Verfahren bei nachträglicher  

Entscheidung im Straf- oder Bußgeldverfahren 

(1) Ergeht nach dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der Dis-
ziplinarverfügung in einem Straf- oder Bußgeldverfahren, 
das wegen desselben Sachverhalts eingeleitet worden ist, 
unanfechtbar eine Entscheidung, nach der gemäß Art. 15 
die Disziplinarmaßnahme nicht zulässig wäre, ist die Dis-
ziplinarverfügung auf Antrag des Beamten oder der Beam-
tin von dem oder der Dienstvorgesetzten oder der Diszipli-
narbehörde aufzuheben und das Disziplinarverfahren einzu-
stellen.  
(2) 1Die Antragsfrist beträgt drei Monate. 2Sie beginnt mit 
dem Tag, an dem der Beamte oder die Beamtin von der in 
Abs. 1 bezeichneten Entscheidung Kenntnis erhalten hat. 
 

Art. 38  
Kostentragungspflicht 

(1) 1Wird eine Disziplinarmaßnahme verhängt, können dem 
Beamten oder der Beamtin die entstandenen Auslagen ganz 
oder teilweise auferlegt werden. 2Dies gilt auch, wenn ein 
Antrag nach Art. 37 abgelehnt wird.  
(2) 1Wird das Disziplinarverfahren eingestellt, trägt der 
Dienstherr die entstandenen Auslagen. 2Erfolgt die Einstel-
lung trotz Vorliegens eines Dienstvergehens, können die 
Auslagen dem Beamten oder der Beamtin auferlegt oder im 
Verhältnis geteilt werden. 
(3) 1Soweit der Dienstherr die entstandenen Auslagen trägt, 
hat er dem Beamten oder der Beamtin auch die Aufwen-
dungen zu erstatten, die zur zweckentsprechenden Rechts-
verfolgung notwendig waren. 2Hat sich der Beamte oder die 
Beamtin eines oder einer Bevollmächtigten oder Beistands 
bedient, sind auch diese Gebühren oder Auslagen erstat-
tungsfähig. 3Aufwendungen, die durch das Verschulden des 
Beamten oder der Beamtin entstanden sind, hat dieser oder 
diese selbst zu tragen; das Verschulden eines Vertreters ist 
ihm oder ihr zuzurechnen. 
(4) Das behördliche Disziplinarverfahren ist gebührenfrei. 
 

Abschnitt 4 
Vorläufige Dienstenthebung  

und Einbehaltung von Bezügen 

Art. 39 
Zulässigkeit 

(1) 1Die Disziplinarbehörde kann einen Beamten oder eine 
Beamtin gleichzeitig mit oder nach der Einleitung des Dis-
ziplinarverfahrens vorläufig des Dienstes entheben, wenn 
im Disziplinarverfahren voraussichtlich auf Entfernung aus 
dem Beamtenverhältnis oder auf Aberkennung des Ruhe-
gehalts erkannt werden wird oder wenn voraussichtlich eine 
Entlassung nach Art. 42 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder Art. 43 
BayBG erfolgen wird. 2Sie kann den Beamten oder die 
Beamtin außerdem vorläufig des Dienstes entheben, wenn 
durch das Verbleiben im Dienst der Dienstbetrieb oder die 
Ermittlungen wesentlich beeinträchtigt würden und die 

vorläufige Dienstenthebung zu der Bedeutung der Sache 
und der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme nicht außer 
Verhältnis steht.  
(2) 1Die Disziplinarbehörde kann gleichzeitig mit oder nach 
der vorläufigen Dienstenthebung anordnen, dass bis zu 50 
v.H. der monatlichen Dienst- oder Anwärterbezüge einbe-
halten werden. 2Bei voraussichtlicher Aberkennung des 
Ruhegehalts kann die Disziplinarbehörde auch die Einbe-
haltung von bis zu 30 v.H. des Ruhegehalts anordnen 3Die 
Einbehaltung darf in besonderen Fällen die in Satz 1 und 2 
genannten Grenzen überschreiten. 
(3) Die Disziplinarbehörde kann die vorläufige Dienstent-
hebung, die Einbehaltung von Dienst- oder Anwärterbezü-
gen sowie die Einbehaltung von Ruhegehalt jederzeit ganz 
oder teilweise aufheben. 
 

Art. 40  
Rechtswirkungen 

(1) Die vorläufige Dienstenthebung wird mit der Zustel-
lung, die Einbehaltung von Bezügen mit dem auf die Zu-
stellung folgenden Fälligkeitstag wirksam und vollziehbar.  
(2) 1Die Maßnahmen nach Abs. 1 erstrecken sich auf alle 
Ämter, die der Beamte oder die Beamtin bei einem bayeri-
schen Dienstherrn innehat. 2Ist eines der Ämter ein kom-
munales Ehrenamt und ist das Disziplinarverfahren nur 
wegen eines in dem Ehrenamt oder im Zusammenhang mit 
diesem begangenen Dienstvergehens eingeleitet worden, 
können die Maßnahmen auf das kommunale Ehrenamt und 
die in Verbindung mit ihm übernommenen Nebentätigkei-
ten beschränkt werden. 3Bekleidet der Beamte oder die 
Beamtin mehrere Ämter, die im Verhältnis von Haupt- und 
Nebenamt stehen, ist zur Anordnung der vorläufigen 
Dienstenthebung und der Einbehaltung von Bezügen nur 
die für das Hauptamt zuständige Disziplinarbehörde befugt. 
(3) 1Für die Dauer der vorläufigen Dienstenthebung ruhen 
die im Zusammenhang mit dem Amt entstandenen Ansprü-
che auf Aufwandsentschädigung. 2Für Ehrenbeamte und 
Ehrenbeamtinnen nach dem Gesetz über kommunale Wahl-
beamte gilt Art. 134 Abs. 5 Satz 1 KWBG. 
(4) 1Wird der Beamte oder die Beamtin während eines 
schuldhaften Fernbleibens vom Dienst vorläufig des Diens-
tes enthoben, dauert der nach § 9 des Bundesbesoldungsge-
setzes begründete Verlust der Bezüge fort. 2Er endet mit 
dem Zeitpunkt, zu dem der Beamte oder die Beamtin den 
Dienst ohne Hinderung durch die vorläufige Dienstenthe-
bung aufgenommen hätte. 3Der Zeitpunkt ist von der Dis-
ziplinarbehörde festzustellen und dem Beamten oder der 
Beamtin mitzuteilen.  
(5) Die vorläufige Dienstenthebung und die Einbehaltung 
von Bezügen enden mit dem rechtskräftigen Abschluss des 
Disziplinarverfahrens. 
 

Art. 41  
Verfall und Nachzahlung der einbehaltenen Bezüge 

(1) 1Die nach Art. 39 Abs. 2 einbehaltenen Bezüge verfal-
len, wenn 
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1. im Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem Beam-
tenverhältnis oder auf Aberkennung des Ruhegehalts 
erkannt worden ist, 

2. in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten 
Strafverfahren eine Strafe verhängt worden ist, die den 
Verlust der Rechte als Beamter oder Beamtin oder als 
Ruhestandsbeamter oder Ruhestandsbeamtin zur Folge 
hat,  

3. das Disziplinarverfahren auf Grund des Art. 33 Abs. 1 
Nr. 3 eingestellt worden ist und ein neues Disziplinar-
verfahren, das innerhalb von drei Monaten nach der 
Einstellung wegen desselben Sachverhalts eingeleitet 
worden ist, zur Entfernung aus dem Beamtenverhältnis 
oder zur Aberkennung des Ruhegehalts geführt hat  
oder 

4. das Disziplinarverfahren aus den Gründen des Art. 33 
Abs. 2 eingestellt worden ist und die Disziplinarbehör-
de auf Grund der bis zur Einstellung durchgeführten 
Ermittlungen festgestellt hat, dass die Entfernung aus 
dem Beamtenverhältnis oder die Aberkennung des Ru-
hegehalts gerechtfertigt gewesen wäre. 

2Wird im Disziplinarverfahren auf Zurückstufung erkannt, 
verfallen die einbehaltenen Bezüge in dem Umfang, in 
welchem die Bezüge, die der Beamte oder die Beamtin 
während des Zeitraums der Einbehaltung in dem früheren 
Amt erhalten hätte, diejenigen Bezüge übersteigen, die ihm 
in dieser Zeit auch in dem neuen Amt zugestanden hätten. 
(2) 1Wird das Disziplinarverfahren auf andere Weise als in 
den Fällen des Abs. 1 unanfechtbar abgeschlossen, sind die 
nach Art. 39 Abs. 2 einbehaltenen Bezüge nachzuzahlen. 
2Auf die nachzuzahlenden Dienstbezüge sind Einkünfte aus 
Nebentätigkeiten (Art. 73 bis 75 BayBG) anzurechnen, die 
der Beamte oder die Beamtin aus Anlass der vorläufigen 
Dienstenthebung ausgeübt hat, wenn eine Disziplinarmaß-
nahme verhängt worden ist oder die Disziplinarbehörde 
feststellt, dass ein Dienstvergehen erwiesen ist. 3Der Beam-
te oder die Beamtin ist verpflichtet, über die Höhe solcher 
Einkünfte Auskunft zu geben.   
 

Teil 4 
Gerichtliches Disziplinarverfahren 

Abschnitt 1 
Disziplinargerichtsbarkeit 

Art. 42  
Zuständigkeit der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

(1) Die Aufgaben der Disziplinargerichtsbarkeit nach die-
sem Gesetz nehmen die Verwaltungsgerichte und der Ver-
waltungsgerichtshof wahr.  

(2) Hierzu werden  

1. beim Verwaltungsgericht München für die Regierungs-
bezirke Oberbayern und Schwaben, 

2. beim Verwaltungsgericht Ansbach für die Regierungs-
bezirke Oberfranken, Mittelfranken und Unterfranken 
und 

3. beim Verwaltungsgericht Regensburg für die Regie-
rungsbezirke Niederbayern und Oberpfalz  

Kammern und beim Verwaltungsgerichtshof Senate für 
Disziplinarsachen gebildet. 
 

Art. 43 
Kammer für Disziplinarsachen 

(1) 1Die Kammer für Disziplinarsachen entscheidet in der 
Besetzung von einem Richter als Vorsitzenden oder einer 
Richterin als Vorsitzende und zwei Beamtenbeisitzern als 
ehrenamtlichen Richtern, wenn nicht der oder die Vorsit-
zende alleine entscheidet. 2In dem Verfahren der Diszipli-
narklage ist eine Übertragung auf den Vorsitzenden oder 
die Vorsitzende ausgeschlossen.  

(2) § 5 Abs. 3 Satz 2 VwGO gilt entsprechend.  

(3) 1Bei der Heranziehung der Beamtenbeisitzer soll der 
Verwaltungszweig und die Laufbahngruppe berücksichtigt 
werden. 2Einer der Beamtenbeisitzer muss die Befähigung 
zum Richteramt haben oder die Voraussetzungen des § 110 
Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes erfüllen. 3Richtet sich 
das Verfahren gegen einen kommunalen Wahlbeamten oder 
eine kommunale Wahlbeamtin, muss dies auch ein Beisit-
zer sein. 4Kommunale Ehrenbeamte können nur in Diszip-
linarverfahren gegen kommunale Ehrenbeamte als Beisitzer 
mitwirken.  

(4) Die Vorsitzenden der Kammern für Disziplinarsachen 
entscheiden, wenn die Entscheidung im vorbereitenden 
Verfahren ergeht,  

1. über die Aussetzung und das Ruhen des Verfahrens,  
2. bei Zurücknahme der Klage, des Antrags oder eines 

Rechtsmittels, 
3. bei Erledigung des gerichtlichen Disziplinarverfahrens 

in der Hauptsache und 
4. über die Kosten. 

(5) Die Kammern entscheiden mit einfacher Stimmenmehr-
heit. 
 

Art. 44 
Beamtenbeisitzer  

(1) Die Beamtenbeisitzer müssen auf Lebenszeit ernannte 
Beamte oder Beamtinnen bei einem bayerischen Dienst-
herrn (Art. 3 BayBG) oder kommunale Wahlbeamte oder 
Wahlbeamtinnen (Art. 1 KWBG) sein und bei ihrer Wahl 
ihren dienstlichen Wohnsitz im Kammerbezirk haben. 

(2) Die §§ 20 bis 24, 27, 28 und § 34 VwGO werden auf 
die Beamtenbeisitzer nicht angewandt. 
 

Art. 45 
Wahl der Beamtenbeisitzer  

(1) 1Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof stellt für je-
weils fünf Kalenderjahre für jedes Verwaltungsgericht, an 
dem eine Kammer für Disziplinarsachen gebildet ist, eine 
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Liste von Beamten und Beamtinnen auf, aus der die Beam-
tenbeisitzer zu wählen sind. 2Die Staatsministerien, die 
kommunalen Spitzenverbände und die Berufsverbände der 
Beamten können Vorschläge für die Aufnahme von Beam-
ten und Beamtinnen in die Liste machen. 3In den Listen 
sind getrennt die Beamten, die die Befähigung zum Rich-
teramt haben oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 1 
des Deutschen Richtergesetzes erfüllen, die kommunalen 
Wahlbeamten und die anderen Beamten, gegliedert nach 
Laufbahngruppen und Verwaltungszweigen, aufzuführen. 
4Nach Abschluss der Wahl für den Verwaltungsgerichtshof 
leitet dieser die Listen den Verwaltungsgerichten, an denen 
Kammern für Disziplinarsachen gebildet sind, zur Wahl der 
Beamtenbeisitzer zu. 
(2) 1Die ehrenamtlichen Richter und Richterinnen werden 
auf fünf Jahre gewählt. 2Für die Wahl der Beamtenbeisitzer 
gelten die §§ 26 und 29 VwGO. 3Die Vertrauensleute und 
ihre Vertreter in dem Ausschuss zur Wahl der ehrenamtli-
chen Richter und Richterinnen am Verwaltungsgerichtshof 
im Sinn des § 26 VwGO werden von dem Ausschuss für 
Fragen des öffentlichen Dienstes des Bayerischen Landtags 
gewählt. 4Der Präsident oder die Präsidentin des Gerichts 
setzt die Beamtenbeisitzer von ihrer Wahl in Kenntnis. 
(3) Wird während der Amtszeit eine Nachwahl erforderlich, 
ist sie nur für den Rest der Amtszeit vorzunehmen.  
(4) 1Für die Heranziehung der Beamtenbeisitzer und der 
Beisitzer von der Hilfsliste gilt § 30 VwGO. 2Das Nähere 
regelt das Präsidium durch eine Geschäftsordnung. 
(5) Die Beamtenbeisitzer haben vor Antritt ihres Amts den 
Richtereid nach Art. 5 Abs. 3 BayRiG zu leisten. 
 

Art. 46  
Ausschluss von der Ausübung des Richteramts 

(1) Ein Richter oder eine Richterin sowie ein Beamtenbei-
sitzer ist von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes 
ausgeschlossen, wenn er oder sie 

1. durch das Dienstvergehen verletzt ist, 
2. Ehegatte, Lebenspartner oder Lebenspartnerin oder 

gesetzlicher Vertreter des Beamten oder der Beamtin 
oder des oder der Verletzten ist oder war, 

3. mit dem Beamten oder der Beamtin oder dem oder der 
Verletzten in gerader Linie verwandt oder verschwägert 
oder durch Annahme an Kindes Statt verbunden oder in 
der Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis 
zum zweiten Grad verschwägert ist oder war, 

4. in dem Disziplinarverfahren gegen den Beamten oder 
die Beamtin tätig war oder als Zeuge oder Zeugin ge-
hört wurde oder als Sachverständiger ein Gutachten er-
stattet hat, 

5. in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten 
Straf- oder Bußgeldverfahren gegen den Beamten oder 
die Beamtin beteiligt war, 

6. der oder die Dienstvorgesetzte des Beamten oder der 
Beamtin ist oder war oder bei einem oder einer solchen 

mit der Bearbeitung von Personalangelegenheiten des 
Beamten oder der Beamtin befasst ist oder 

7. als Mitglied einer Personalvertretung in dem Diszipli-
narverfahren mitgewirkt hat.  

(2) Ein Beamtenbeisitzer ist auch ausgeschlossen, wenn er 
oder sie der Dienststelle des Beamten oder der Beamtin 
angehört. 
 

Art. 47 
Nichtheranziehung von Beamtenbeisitzern 

Beamtenbeisitzer, gegen die Disziplinarklage oder wegen 
einer vorsätzlich begangenen Straftat die öffentliche Klage 
erhoben oder der Erlass eines Strafbefehls beantragt oder 
denen die Führung der Dienstgeschäfte verboten worden 
ist, dürfen während dieser Verfahren oder für die Dauer des 
Verbots zur Ausübung ihres Richteramts nicht herangezo-
gen werden.  
 

Art. 48  
Entbindung der Beamtenbeisitzer vom Amt 

(1) Beamtenbeisitzer sind von ihrem Amt zu entbinden, 
wenn  

1. sie im Strafverfahren rechtskräftig zu einer Freiheits-
strafe verurteilt worden sind, 

2. im Disziplinarverfahren gegen sie unanfechtbar eine 
Disziplinarmaßnahme mit Ausnahme eines Verweises 
ausgesprochen worden ist, 

3. sie die zur Ausübung des Amtes erforderlichen geisti-
gen und körperlichen Fähigkeiten nicht mehr besitzen,  

4. sie in ein Amt außerhalb der Bezirke, für die das Ge-
richt zuständig ist, versetzt werden oder  

5. das Beamtenverhältnis endet. Dies gilt nicht für kom-
munale Wahlbeamte oder kommunale Wahlbeamtin-
nen, die in das gleiche Amt unmittelbar anschließend 
an ihre bisherige Amtszeit wieder gewählt werden. 

(2) In besonderen Härtefällen kann der Beamtenbeisitzer 
auch auf Antrag von der weiteren Ausübung des Amts 
entbunden werden. 

(3) 1Die Entscheidung trifft ein Senat des Verwaltungsge-
richtshofs in den Fällen des Abs. 1 Nrn. 1, 2, 3 und 5 auf 
Antrag des Präsidenten oder der Präsidentin des Verwal-
tungsgerichts, in den Fällen des Abs. 1 Nr. 4 auf Antrag des 
ehrenamtlichen Richters oder der ehrenamtlichen Richterin. 
2§ 24 Abs. 3 Sätze 2 und 3 VwGO gelten entsprechend.  

 
Art. 49  

Senate für Disziplinarsachen 
1Die Disziplinarsenate entscheiden in der Besetzung von 
drei Richtern oder Richterinnen und zwei Beamtenbeisit-
zern als ehrenamtliche Richter oder Richterinnen, bei Be-
schlüssen außerhalb der mündlichen Verhandlung in der 
Besetzung von drei Richtern oder Richterinnen. 2Art. 43 
Abs. 3 Sätze 1, 3 und 4, Abs. 4 und 5 sowie Art. 44 und 46 
bis 48 gelten entsprechend. 
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Abschnitt 2 
Disziplinarverfahren vor dem Verwaltungsgericht 

Unterabschnitt 1 
Klageverfahren 

Art. 50  
Klageerhebung, Form und Frist der Klage 

(1) 1Die Disziplinarklage ist schriftlich zu erheben. 2Die 
Klageschrift muss den persönlichen und beruflichen Wer-
degang des Beamten oder der Beamtin, den bisherigen 
Gang des Disziplinarverfahrens, die Tatsachen, in denen ein 
Dienstvergehen gesehen wird, und die anderen Tatsachen 
und Beweismittel, die für die Entscheidung bedeutsam sind, 
geordnet darstellen. 3Liegen die Voraussetzungen des 
Art. 25 Abs. 1 vor, kann wegen der Tatsachen, in denen ein 
Dienstvergehen gesehen wird, auf die bindenden Feststel-
lungen der ihnen zugrunde liegenden Urteile verwiesen 
werden. 4Mit der Klageschrift sind die Akten und beigezo-
genen Schriftstücke vorzulegen. 

(2) 1Für die Form und die Frist der übrigen Klagen gelten 
die §§ 74, 75 und 81 VwGO. 2Der Lauf der Frist des § 75 
Satz 2 VwGO ist gehemmt, solange das Disziplinarverfah-
ren nach Art. 24 ausgesetzt ist.  
 

Art. 51 
Nachtragsdisziplinarklage 

(1) Neue Handlungen, die nicht Gegenstand einer anhängi-
gen Disziplinarklage sind, können nur durch Erhebung 
einer Nachtragsdisziplinarklage in das Disziplinarverfahren 
einbezogen werden.  

(2) 1Hält die Disziplinarbehörde die Einbeziehung neuer 
Handlungen für angezeigt, teilt sie dies dem Gericht unter 
Angabe der konkreten Anhaltspunkte mit, die den Verdacht 
eines Dienstvergehens rechtfertigen. 2Das Gericht setzt das 
Disziplinarverfahren vorbehaltlich des Abs. 3 aus und be-
stimmt eine Frist, bis zu der die Nachtragsdisziplinarklage 
erhoben werden kann. 3Die Frist kann auf einen vor ihrem 
Ablauf gestellten Antrag der Disziplinarbehörde verlängert 
werden, wenn diese sie aus Gründen, die sie nicht zu vertre-
ten hat, voraussichtlich nicht einhalten kann. 4Die Fristset-
zung und ihre Verlängerung erfolgen durch unanfechtbaren 
Beschluss.  

(3) 1Das Gericht kann von einer Aussetzung des Diszipli-
narverfahrens nach Abs. 2 absehen, wenn die neuen Hand-
lungen für die Art und Höhe der zu erwartenden Diszipli-
narmaßnahme voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen oder 
ihre Einbeziehung das Disziplinarverfahren erheblich ver-
zögern würde; Abs. 2 Satz 4 gilt entsprechend. 2Ungeachtet 
einer Fortsetzung des Disziplinarverfahrens nach Satz 1 
kann wegen der neuen Handlungen bis zur Zustellung der 
Ladung zur mündlichen Verhandlung oder bis zur Zustel-
lung eines Beschlusses nach Art. 57 Nachtragsdisziplinar-
klage erhoben werden. 3Die neuen Handlungen können 
auch Gegenstand eines neuen Disziplinarverfahrens sein.  

(4) Wird innerhalb der nach Abs. 2 bestimmten Frist nicht 
Nachtragsdisziplinarklage erhoben, setzt das Gericht das 

Disziplinarverfahren ohne Einbeziehung der neuen Hand-
lungen fort; Abs. 3 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 
 

Art. 52  
Belehrung  

Der Beamte oder die Beamtin ist durch den Vorsitzenden 
oder die Vorsitzende gleichzeitig mit der Zustellung der 
Disziplinarklage oder der Nachtragsdisziplinarklage auf die 
Fristen des Art. 53 Abs. 1 und des Art. 56 Abs. 2 sowie auf 
die Folgen der Fristversäumung hinzuweisen. 
 

Art. 53  
Mängel des behördlichen  

Disziplinarverfahrens oder der Klageschrift 

(1) Bei einer Disziplinarklage hat der Beamte oder die Be-
amtin wesentliche Mängel des behördlichen Disziplinarver-
fahrens oder der Klageschrift innerhalb von zwei Monaten 
nach Zustellung der Klage oder der Nachtragsdisziplinar-
klage geltend zu machen.  

(2) Wesentliche Mängel, die nicht oder nicht rechtzeitig 
geltend gemacht werden, kann das Gericht unberücksichtigt 
lassen, wenn nach seiner freien Überzeugung das Diszipli-
narverfahren ansonsten verzögert würde und der Beamte 
oder die Beamtin über die Folgen der Fristversäumung 
belehrt worden ist; dies gilt nicht, wenn der Beamte oder 
die Beamtin zwingende Gründe für die Verspätung glaub-
haft macht.  

(3) 1Das Gericht kann dem Dienstherrn zur Beseitigung 
eines wesentlichen Mangels, den der Beamte oder die Be-
amtin rechtzeitig geltend gemacht hat oder dessen Berück-
sichtigung es unabhängig davon für angezeigt hält, eine 
Frist setzen. 2Art. 51 Abs. 2 Sätze 3 und 4 gelten entspre-
chend. 3Wird der Mangel innerhalb der Frist nicht beseitigt, 
wird das Disziplinarverfahren durch Beschluss des Gerichts 
eingestellt.  

(4) Die rechtskräftige Einstellung nach Abs. 3 steht einem 
rechtskräftigen Urteil gleich.  
 

Art. 54  
Beschränkung des Disziplinarverfahrens 

1Das Gericht kann das Disziplinarverfahren beschränken, 
indem es solche Handlungen ausscheidet, die für die Art 
und Höhe der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme nicht 
oder voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen. 2Art. 21 
Abs. 2 Sätze 3 und 4 gelten entsprechend.  

 
Art. 55  

Bindung an tatsächliche  
Feststellungen aus anderen Verfahren 

Art. 25 gilt entsprechend; an offenkundig unrichtige Fest-
stellungen im Sinn des Art. 25 Abs. 1 ist das Gericht nicht 
gebunden.  
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Art. 56  
Beweisaufnahme 

(1) Das Gericht erhebt die erforderlichen Beweise. 

(2) 1Bei einer Disziplinarklage sind Beweisanträge von dem 
Dienstherrn in der Klageschrift und von dem Beamten oder 
der Beamtin innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung 
der Klage oder der Nachtragsdisziplinarklage zu stellen. 
2Ein verspäteter Antrag kann abgelehnt werden, wenn seine 
Berücksichtigung nach der freien Überzeugung des Ge-
richts die Erledigung des Disziplinarverfahrens verzögern 
würde und der Beamte oder die Beamtin über die Folgen 
der Fristversäumung belehrt worden ist; dies gilt nicht, 
wenn zwingende Gründe für die Verspätung glaubhaft 
gemacht werden. 
(3) Art. 27 Abs. 1 gilt entsprechend. 

 
Art. 57  

Entscheidung durch Beschluss 

(1) 1Bei einer Disziplinarklage kann das Gericht, auch nach 
der Eröffnung der mündlichen Verhandlung, mit Zustim-
mung der Beteiligten durch Beschluss 
1. auf die erforderliche Disziplinarmaßnahme mit Aus-

nahme der Zurückstufung oder der Entfernung aus dem 
Beamtenverhältnis erkennen oder 

2. die Disziplinarklage abweisen.  
2Zur Erklärung der Zustimmung kann den Beteiligten von 
dem oder der Vorsitzenden eine Frist gesetzt werden, nach 
deren Ablauf die Zustimmung als erteilt gilt, wenn nicht ein 
Beteiligter widersprochen hat.  

(2) Der rechtskräftige Beschluss steht einem rechtskräftigen 
Urteil gleich. 
 

Art. 58  
Mündliche Verhandlung, Entscheidung durch Urteil 

(1) 1Das Gericht entscheidet, wenn das Disziplinarverfahren 
nicht auf andere Weise abgeschlossen wird, auf Grund 
mündlicher Verhandlung durch Urteil. 2Mit Einverständnis 
der Beteiligten kann es ohne mündliche Verhandlung ent-
scheiden. 3§ 106 VwGO findet keine Anwendung.  

(2) 1Bei einer Disziplinarklage dürfen nur die Handlungen 
zum Gegenstand der Urteilsfindung gemacht werden, die 
dem Beamten oder der Beamtin in der Klage oder der 
Nachtragsdisziplinarklage als Dienstvergehen zur Last ge-
legt werden. 2Das Gericht kann in dem Urteil  

1. auf die erforderliche Disziplinarmaßnahme erkennen 
oder  

2. die Disziplinarklage abweisen.  
 

Art. 59  
Grenzen der erneuten  

Ausübung der Disziplinarbefugnisse 

(1) Soweit der Dienstherr die Disziplinarklage zurückge-
nommen hat, können die ihr zugrunde liegenden Handlun-

gen nicht mehr Gegenstand eines Disziplinarverfahrens 
sein.  

(2) 1Hat das Gericht unanfechtbar über die Klage gegen 
eine Disziplinarverfügung entschieden, ist hinsichtlich der 
dieser Entscheidung zugrunde liegenden Handlungen eine 
erneute Ausübung der Disziplinarbefugnisse nur wegen 
solcher erheblicher Tatsachen und Beweismittel zulässig, 
die keinen Eingang in das gerichtliche Disziplinarverfahren 
gefunden haben. 2Eine Verschärfung der Disziplinarmaß-
nahme nach Art oder Höhe oder eine Erhebung der Diszip-
linarklage ist nur innerhalb von drei Monaten nach der 
Zustellung des Urteils zulässig. 

 
Unterabschnitt 2 

Besondere Verfahren 

Art. 60  
Antrag auf gerichtliche Fristsetzung 

(1) 1Ist ein behördliches Disziplinarverfahren nicht inner-
halb von sechs Monaten seit der Einleitung durch Einstel-
lung, durch Erlass einer Disziplinarverfügung oder durch 
Erhebung der Disziplinarklage abgeschlossen worden, kann 
der Beamte oder die Beamtin bei dem Gericht die gerichtli-
che Bestimmung einer Frist zum Abschluss des Diszipli-
narverfahrens beantragen. 2Die Frist des Satzes 1 ist ge-
hemmt, solange das Disziplinarverfahren nach Art. 24 aus-
gesetzt ist.  

(2) 1Liegt ein zureichender Grund für ein länger als sechs 
Monate dauerndes behördliches Disziplinarverfahren nicht 
vor, bestimmt das Gericht eine Frist, in der es abzuschlie-
ßen ist. 2Anderenfalls lehnt es den Antrag ab. 3Art. 51 
Abs. 2 Sätze 3 und 4 gelten entsprechend.  

(3) 1Wird das behördliche Disziplinarverfahren innerhalb 
der nach Abs. 2 bestimmten Frist nicht abgeschlossen, ist es 
durch Beschluss des Gerichts einzustellen. 2Der rechtskräf-
tige Beschluss steht einem rechtskräftigen Urteil gleich. 
 

Art. 61  
Antrag auf Aussetzung der vorläufigen Dienst-
enthebung und der Einbehaltung von Bezügen 

(1) Der Beamte oder die Beamtin kann bei dem Gericht der 
Hauptsache die Aussetzung der vorläufigen Dienstenthe-
bung und der Einbehaltung von Dienst- oder Anwärterbe-
zügen, der Ruhestandsbeamte oder die Ruhestandsbeamtin 
die Aussetzung der Einbehaltung von Ruhegehalt beantra-
gen.   

(2) Die vorläufige Dienstenthebung und die Einbehaltung 
von Bezügen sind ganz oder zum Teil auszusetzen, wenn 
ernstliche Zweifel an ihrer Rechtmäßigkeit bestehen.  

(3) Für die Änderung oder Aufhebung von Beschlüssen 
über Anträge nach Abs. 1 gilt § 80 Abs. 7 VwGO entspre-
chend.  
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Abschnitt 3 
Disziplinarverfahren  

vor dem Verwaltungsgerichtshof 
Unterabschnitt 1 

Berufung  

Art. 62  
Statthaftigkeit, Form und Frist der Berufung 

(1) 1Gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts über eine 
Disziplinarklage steht den Beteiligten die Berufung an den 
Verwaltungsgerichtshof zu. 2Die Berufung ist bei dem 
Verwaltungsgericht innerhalb eines Monats nach Zustel-
lung des vollständigen Urteils schriftlich einzulegen und zu 
begründen. 3Die Begründungsfrist kann auf einen vor ihrem 
Ablauf gestellten Antrag von dem oder der Vorsitzenden 
verlängert werden. 4Die Begründung muss einen bestimm-
ten Antrag sowie die im Einzelnen anzuführenden Gründe 
der Anfechtung (Berufungsgründe) enthalten. 5Mangelt es 
an einem dieser Erfordernisse, ist die Berufung unzulässig. 

(2) 1Im Übrigen steht den Beteiligten die Berufung gegen 
das Urteil des Verwaltungsgerichts nur zu, wenn sie von 
dem Verwaltungsgericht oder dem Verwaltungsgerichtshof 
zugelassen wird. 2§§ 124 und 124a VwGO sind anzuwen-
den.  
 

Art. 63 
Berufungsverfahren 

(1) 1Für das Berufungsverfahren gelten die Bestimmungen 
über das Disziplinarverfahren vor dem Verwaltungsgericht 
entsprechend, soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes 
ergibt. 2Art. 51 und 52 finden keine Anwendung.  

(2) Wesentliche Mängel des behördlichen Disziplinarver-
fahrens, die nach Art. 53 Abs. 2 unberücksichtigt bleiben 
durften, bleiben auch im Berufungsverfahren unberücksich-
tigt. 

(3) 1Ein Beweisantrag, der vor dem Verwaltungsgericht 
nicht innerhalb der Frist des Art. 56 Abs. 2 gestellt worden 
ist, kann abgelehnt werden, wenn seine Berücksichtigung 
nach der freien Überzeugung des Verwaltungsgerichtshofs 
die Erledigung des Disziplinarverfahrens verzögern würde 
und der Beamte oder die Beamtin im ersten Rechtszug über 
die Folgen der Fristversäumung belehrt worden ist; dies gilt 
nicht, wenn zwingende Gründe für die Verspätung glaub-
haft gemacht werden. 2Beweisanträge, die das Verwal-
tungsgericht zu Recht abgelehnt hat, bleiben auch im Beru-
fungsverfahren ausgeschlossen.  

(4) Die durch das Verwaltungsgericht erhobenen Beweise 
können der Entscheidung ohne erneute Beweisaufnahme 
zugrunde gelegt werden. 

Art. 64  
Mündliche Verhandlung, Entscheidung durch Urteil 

(1) 1Der Verwaltungsgerichtshof entscheidet über die Beru-
fung, wenn das Disziplinarverfahren nicht auf andere Weise 
abgeschlossen wird, auf Grund mündlicher Verhandlung 
durch Urteil. 2§§ 125 und 130a VwGO bleiben unberührt. 
3§ 106 VwGO findet keine Anwendung. 

(2) Das Urteil des Verwaltungsgerichtshofs wird mit der 
Verkündung rechtskräftig.  
 

Unterabschnitt 2 
Beschwerde 

Art. 65  
Statthaftigkeit 

Gegen Beschlüsse des Verwaltungsgerichts, durch die nach 
Art. 57 Abs. 1 über eine Disziplinarklage entschieden wird, 
kann die Beschwerde nur auf das Fehlen der Zustimmung 
der Beteiligten gestützt werden.  
 

Abschnitt 4 
Wiederaufnahme  

des gerichtlichen Disziplinarverfahrens 

Art. 66  
Wiederaufnahmegründe 

(1) Die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil 
abgeschlossenen Disziplinarverfahrens ist zulässig, wenn 

1. in dem Urteil eine Disziplinarmaßnahme ausgespro-
chen worden ist, die nach Art oder Höhe im Gesetz 
nicht vorgesehen ist, 

2. Tatsachen oder Beweismittel beigebracht werden, die 
erheblich und neu sind, 

3. das Urteil auf dem Inhalt einer unechten oder verfälsch-
ten Urkunde oder auf einem vorsätzlich oder fahrlässig 
falsch abgegebenen Zeugnis oder Gutachten beruht, 

4. ein Urteil, auf dessen tatsächlichen Feststellungen das 
Urteil im Disziplinarverfahren beruht, durch ein ande-
res rechtskräftiges Urteil aufgehoben worden ist, 

5. an dem Urteil ein Richter, eine Richterin oder ein 
Beamtenbeisitzer mitgewirkt hat, der oder die sich in 
dieser Sache der strafbaren Verletzung einer Amts-
pflicht schuldig gemacht hat,  

6. an dem Urteil ein Richter, eine Richterin oder ein 
Beamtenbeisitzer mitgewirkt hat, der oder die von der 
Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlos-
sen war, es sei denn, dass die Gründe für den gesetzli-
chen Ausschluss bereits erfolglos geltend gemacht 
worden waren, 

7. der Beamte oder die Beamtin nachträglich glaubhaft 
ein Dienstvergehen eingesteht, das in dem Disziplinar-
verfahren nicht festgestellt werden konnte, oder  

8. im Verfahren der Disziplinarklage nach dessen rechts-
kräftigem Abschluss in einem wegen desselben Sach-
verhalts eingeleiteten Straf- oder Bußgeldverfahren un-
anfechtbar eine Entscheidung ergeht, nach der gemäß 
Art. 15 die Disziplinarmaßnahme nicht zulässig wäre.  

(2) 1Erheblich sind Tatsachen und Beweismittel, wenn sie 
allein oder in Verbindung mit den früher getroffenen Fest-
stellungen geeignet sind, eine andere Entscheidung zu be-
gründen, die Ziel der Wiederaufnahme des Disziplinarver-
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fahrens sein kann. 2Neu sind Tatsachen und Beweismittel, 
die dem Gericht bei seiner Entscheidung nicht bekannt 
gewesen sind und die nicht früher hätten geltend gemacht 
werden können. 3Ergeht nach Eintritt der Rechtskraft des 
Urteils im Disziplinarverfahren in einem wegen desselben 
Sachverhalts eingeleiteten Straf- oder Bußgeldverfahren ein 
rechtskräftiges Urteil auf Grund von tatsächlichen Feststel-
lungen, die von denen des Urteils im Disziplinarverfahren 
abweichen, gelten die abweichenden Feststellungen des 
Urteils im Straf- oder Bußgeldverfahren als neue Tatsa-
chen.  

(3) In den Fällen des Abs. 1 Nrn. 3 und 5 ist die Wiederauf-
nahme des Disziplinarverfahrens nur zulässig, wenn wegen 
der behaupteten Handlung eine rechtskräftige strafgerichtli-
che Verurteilung erfolgt ist oder wenn ein strafgerichtliches 
Verfahren aus anderen Gründen als wegen des Mangels an 
Beweisen nicht eingeleitet oder nicht durchgeführt werden 
kann. 
 

Art. 67  
Unzulässigkeit der Wiederaufnahme 

(1) Die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil 
abgeschlossenen Disziplinarverfahrens ist unzulässig, wenn 
nach dem Eintritt der Rechtskraft  

1. ein Urteil im Straf- oder Bußgeldverfahren ergangen 
ist, das sich auf denselben Sachverhalt gründet und die-
sen ebenso würdigt, solange dieses Urteil nicht rechts-
kräftig aufgehoben worden ist, oder  

2. ein Urteil im Strafverfahren ergangen ist, durch das der 
Verurteilte sein Amt oder seinen Anspruch auf Ruhe-
gehalt verloren hat oder ihn verloren hätte, wenn er 
noch im Dienst gewesen wäre oder Ruhegehalt bezo-
gen hätte.  

(2) Die Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens zuun-
gunsten des Beamten oder der Beamtin ist außerdem unzu-
lässig, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft des Urteils 
drei Jahre vergangen sind. 
 

Art. 68  
Frist, Verfahren 

(1) 1Der Antrag auf Wiederaufnahme des Disziplinarverfah-
rens muss bei dem Gericht, dessen Entscheidung angefoch-
ten wird, binnen drei Monaten schriftlich eingereicht wer-
den. 2Die Frist beginnt mit dem Tag, an dem der oder die 
Antragsberechtigte von dem Grund für die Wiederaufnah-
me Kenntnis erhalten hat. 3In dem Antrag ist das angefoch-
tene Urteil zu bezeichnen und anzugeben, inwieweit es 
angefochten wird und welche Änderungen beantragt wer-
den; die Anträge sind unter Bezeichnung der Beweismittel 
zu begründen.  

(2) Für das weitere Verfahren gelten die Bestimmungen 
über das gerichtliche Disziplinarverfahren entsprechend, 
soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt. 
 

Art. 69  
Entscheidung durch Beschluss 

(1) Das Gericht kann den Antrag, auch nach der Eröffnung 
der mündlichen Verhandlung, durch Beschluss verwerfen, 
wenn es die gesetzlichen Voraussetzungen für seine Zulas-
sung nicht für gegeben oder ihn für offensichtlich unbe-
gründet hält.  

(2) 1Das Gericht kann vor der Eröffnung der mündlichen 
Verhandlung mit Zustimmung der zuständigen Behörde 
durch Beschluss das angefochtene Urteil aufheben und die 
Disziplinarklage abweisen oder die Disziplinarverfügung 
aufheben. 2Der Beschluss ist unanfechtbar.  

(3) Der rechtskräftige Beschluss nach Abs. 1 sowie der 
Beschluss nach Abs. 2 stehen einem rechtskräftigen Urteil 
gleich. 
 

Art. 70  
Mündliche Verhandlung, Entscheidung des Gerichts 

(1) Das Gericht entscheidet, wenn das Wiederaufnahmever-
fahren nicht auf andere Weise abgeschlossen wird, auf 
Grund mündlicher Verhandlung durch Urteil.  

(2) Gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts kann das in 
dem jeweiligen Verfahren statthafte Rechtsmittel eingelegt 
werden. 
 

Art. 71  
Rechtswirkungen, Entschädigung 

(1) 1Wird in einem Wiederaufnahmeverfahren das ange-
fochtene Urteil zugunsten des Beamten oder der Beamtin 
aufgehoben, erhält dieser oder diese von dem Eintritt der 
Rechtskraft des angefochtenen Urteils an die Rechtsstel-
lung, die er oder sie erhalten hätte, wenn das aufgehobene 
Urteil der Entscheidung im Wiederaufnahmeverfahren ent-
sprochen hätte. 2Wurde in dem aufgehobenen Urteil auf 
Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder auf Aberken-
nung des Ruhegehalts erkannt, gelten Art. 48 BayBG und 
Art. 24 KWBG entsprechend.  

(2) 1Der Beamte oder die Beamtin und die Personen, denen 
er oder sie kraft Gesetzes unterhaltpflichtig ist, können im 
Fall des Abs. 1 in entsprechender Anwendung des Gesetzes 
über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen 
vom 8. März 1971 (BGBl I S. 157) in der jeweils geltenden 
Fassung auch Ersatz des sonstigen Schadens vom Dienst-
herrn verlangen. 2Der Anspruch ist innerhalb von drei Mo-
naten nach dem rechtskräftigen Abschluss des Wiederauf-
nahmeverfahrens bei der für die Erhebung der Disziplinar-
klage zuständigen Behörde geltend zu machen.  

Abschnitt 5 
Kostenentscheidung im  

gerichtlichen Disziplinarverfahren 

Art. 72 
Kostentragungspflicht 

(1) 1Beamte oder Beamtinnen sowie Ruhestandsbeamte und 
Ruhestandsbeamtinnen, gegen die im Verfahren der Diszip-



Seite 18 Bayerischer Landtag 15. Wahlperiode Drucksache  15/4516 

linarklage auf eine Disziplinarmaßnahme erkannt wird, 
tragen die Kosten des Verfahrens. 2Bildet das ihnen zur 
Last gelegte Dienstvergehen nur zum Teil die Grundlage 
für die Entscheidung oder sind durch besondere Ermittlun-
gen im behördlichen Disziplinarverfahren, deren Ergebnis 
zugunsten des Beamten oder der Beamtin ausgefallen ist, 
besondere Kosten entstanden, können ihm oder ihr die 
Kosten nur in verhältnismäßigem Umfang auferlegt wer-
den.  

(2) Wird eine Disziplinarverfügung trotz Vorliegens eines 
Dienstvergehens aufgehoben, können die Kosten ganz oder 
teilweise dem Beamten oder der Beamtin auferlegt werden.  

(3) Wird das Disziplinarverfahren nach Art. 60 Abs. 3 ein-
gestellt, trägt der Dienstherr die Kosten des Verfahrens.  

(4) Im Übrigen gelten für die Kostentragungspflicht der 
Beteiligten die Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsord-
nung.  

 

Art. 73  
Erstattungsfähige Kosten 

(1) 1Gerichtliche Disziplinarverfahren sind gebührenfrei. 
2Auslagen werden nach den Bestimmungen des Gerichts-
kostengesetzes erhoben.  

(2) Kosten im Sinn des Art. 72 sind auch die zur zweckent-
sprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung 
notwendigen Aufwendungen der Beteiligten einschließlich 
der Kosten des behördlichen Disziplinarverfahrens.  

(3) Die gesetzlichen Gebühren und Auslagen eines Rechts-
anwalts sind stets erstattungsfähig. 

 

Teil 5 
Unterhaltsbeitrag, Unterhaltsleistung und Begnadigung 

 

Art. 74  
Unterhaltsbeitrag bei Entfernung aus dem Beamten-

verhältnis oder bei Aberkennung des Ruhegehalts 

(1) 1Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags nach Art. 11 Abs. 3 
oder Art. 13 Abs. 2 beginnt, soweit in der Entscheidung 
nichts anderes bestimmt ist, zum Zeitpunkt des Verlusts der 
Dienstbezüge oder der Aberkennung des Ruhegehalts. 2Bis 
zur Höhe des in Art. 13 Abs. 2 Satz 1 genannten Betrags 
sind Abschlagszahlungen zu leisten, wenn der Ruhestands-
beamte oder die Ruhestandsbeamtin die auf der Nachversi-
cherung beruhenden Rentenansprüche insoweit an den 
Dienstherrn abtritt.   

(2) Das Gericht kann in der Entscheidung bestimmen, dass 
der Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise an Personen ge-
zahlt wird, zu deren Unterhalt der Beamte oder die Beamtin 
oder der Ruhestandsbeamte oder die Ruhestandsbeamtin 
verpflichtet ist; nach Rechtskraft der Entscheidung kann 
dies die oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen bestimmen.  

(3) 1Auf den Unterhaltsbeitrag werden Erwerbs- und Er-
werbsersatzeinkommen im Sinn des § 18a Abs. 2 sowie 
Abs. 3 Sätze 1 und 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
angerechnet. 2Frühere Beamte und Beamtinnen sowie frü-
here Ruhestandsbeamte und Ruhestandsbeamtinnen sind 
verpflichtet, der obersten Dienstbehörde alle Änderungen in 
ihren Verhältnissen, die für die Zahlung des Unterhaltsbei-
trags bedeutsam sein können, unverzüglich anzuzeigen. 
3Kommen sie dieser Pflicht schuldhaft nicht nach, kann 
ihnen der Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise auch mit 
Wirkung für die Vergangenheit entzogen werden. 4Die 
Entscheidung trifft die oberste Dienstbehörde im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen. 

(4) 1Die Regelung des Unterhaltsbeitrags obliegt dem 
Dienstherrn, bei Beamten und Beamtinnen des Staates den 
nach § 49 Abs. 1 BeamtVG bestimmten Behörden. 2§ 49 
Abs. 4 bis 6 BeamtVG gelten entsprechend.  

 

Art. 75  
Unterhaltsleistung bei Mithilfe  
zur Aufdeckung von Straftaten 

(1) 1Im Fall der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis 
oder der Aberkennung des Ruhegehalts kann die zuletzt 
zuständige oberste Dienstbehörde den ehemaligen Beam-
ten, Beamtinnen, Ruhestandsbeamten oder Ruhestandsbe-
amtinnen, die gegen das Verbot der Annahme von Beloh-
nungen oder Geschenken verstoßen haben, die Gewährung 
einer monatlichen Unterhaltsleistung zusagen, wenn sie ihr 
Wissen über Tatsachen offenbart haben, deren Kenntnis 
dazu beigetragen hat, Straftaten, insbesondere nach den 
§§ 331 bis 336 des Strafgesetzbuches, zu verhindern oder 
über ihren eigenen Tatbeitrag hinaus aufzuklären. 2Die 
Nachversicherung ist durchzuführen.   

(2) 1Die Unterhaltsleistung ist als Vomhundertsatz der An-
wartschaft auf eine Altersrente, die sich aus der Nachversi-
cherung ergibt, oder einer entsprechenden Leistung aus der 
berufsständischen Alterssicherung mit folgenden Maßgaben 
festzusetzen:   

1. Die Unterhaltsleistung darf die Höhe der Rentenan-
wartschaft aus der Nachversicherung nicht erreichen; 

2. Unterhaltsleistung und Rentenanwartschaft aus der 
Nachversicherung dürfen zusammen den Betrag nicht 
übersteigen, der sich als Ruhegehalt nach § 14 Abs. 1 
BeamtVG ergäbe.  

2Die Höchstgrenzen nach Satz 1 gelten auch für die Zeit des 
Bezugs der Unterhaltsleistung; an die Stelle der Rentenan-
wartschaft aus der Nachversicherung tritt die anteilige Ren-
te. 

(3) Die Zahlung der Unterhaltsleistung an den früheren 
Beamten oder die frühere Beamtin kann erst erfolgen, wenn 
dieser oder diese das 65. Lebensjahr vollendet hat oder eine 
Rente wegen Erwerbs- oder Berufsunfähigkeit aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung oder eine entsprechende 
Leistung aus der berufsständischen Versorgung erhält.  



Drucksache  15/4516 Bayerischer Landtag 15. Wahlperiode Seite 19 

(4) 1Der Anspruch auf die Unterhaltsleistung erlischt bei 
erneutem Eintritt in den öffentlichen Dienst sowie in den 
Fällen, die bei einem Ruhestandsbeamten oder einer Ruhe-
standsbeamtin das Erlöschen der Versorgungsbezüge nach 
§ 59 BeamtVG zur Folge hätten. 2Der hinterbliebene Ehe-
gatte erhält 55 v. H. der Unterhaltsleistung, wenn zum Zeit-
punkt der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder der 
Aberkennung des Ruhegehalts die Ehe bereits bestanden 
hatte. 
 

Art. 76  
Begnadigung 

(1) 1Dem Ministerpräsidenten steht das Begnadigungsrecht 
in Disziplinarsachen nach diesem Gesetz zu. 2Es kann auf 
andere Stellen übertragen werden. 

(2) Wird die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder 
die Aberkennung des Ruhegehalts im Gnadenweg aufgeho-
ben, gelten Art. 49 Abs. 2 BayBG und Art. 25 Abs. 1 Satz 2 
KWBG entsprechend. 

(3) Auf Unterhaltsbeiträge, die im Gnadenweg bewilligt 
werden, sind Art. 74 Abs. 3 und 4 entsprechend anzuwen-
den, soweit die Gnadenentscheidung nichts anderes be-
stimmt.   
 

Teil 6 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Art. 77  
Verwaltungsvorschriften 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Ver-
waltungsvorschriften erlässt das Staatsministerium der 
Finanzen. 
 

Art. 78  
Übergangsbestimmungen 

(1) 1Die nach bisherigem Recht eingeleiteten Disziplinar-
verfahren werden in der Lage, in der sie sich bei In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes befinden, nach diesem Gesetz fort-
geführt, soweit in den folgenden Absätzen nichts Abwei-
chendes bestimmt ist. 2Maßnahmen, die nach bisherigem 
Recht getroffen worden sind, bleiben rechtswirksam.  

(2) Die folgenden Disziplinarmaßnahmen nach bisherigem 
Recht stehen folgenden Disziplinarmaßnahmen nach die-
sem Gesetz gleich: 

1. die Gehaltskürzung der Kürzung der Dienstbezüge, 

2. die Versetzung in ein Amt derselben Laufbahn mit 
geringerem Endgrundgehalt der Zurückstufung und  

3. die Entfernung aus dem Dienst der Entfernung aus dem 
Beamtenverhältnis. 

(3) 1Vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes eingeleitete 
förmliche Disziplinarverfahren werden nach bisherigem 
Recht fortgeführt. 2Für die Anschuldigung und die Durch-
führung der gerichtlichen Verfahren gilt ebenfalls das bis-
herige Recht.  

(4) 1Statthaftigkeit, Frist und Form eines Rechtsbehelfs 
oder Rechtsmittels gegen eine Entscheidung, die vor dem 
In-Kraft-Treten dieses Gesetzes ergangen ist, sowie das 
weitere Verfahren bestimmen sich nach bisherigem Recht. 
2Ein nach bisherigem Recht laufendes Beschwerdeverfah-
ren hemmt die Fristen des Art. 16 Abs. 1 bis 3.  
(5) Die bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes anhängigen 
gerichtlichen Disziplinarverfahren werden nach den Be-
stimmungen des bisherigen Rechts fortgeführt.   
(6) Disziplinarverfahren, die vor dem In-Kraft-Treten die-
ses Gesetzes rechtskräftig abgeschlossen worden sind, kön-
nen nach den Vorschriften dieses Gesetzes wieder aufge-
nommen werden.  
(7) Die nach bisherigem Recht in einem Disziplinarverfah-
ren ergangenen Entscheidungen sind nach bisherigem 
Recht zu vollstrecken, wenn sie unanfechtbar geworden 
sind.  
(8) 1Die Frist für das Verwertungsverbot und ihre Berech-
nung für die Disziplinarmaßnahmen, die vor dem In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes verhängt worden sind, bestimmen 
sich nach diesem Gesetz. 2Dies gilt nicht, wenn die Frist 
und ihre Berechnung nach bisherigem Recht für den Beam-
ten günstiger ist. 
 

§ 2 
Änderung des Bayerischen Beamtengesetzes 

Das Bayerische Beamtengesetz (BayBG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. August 1998 (GVBl S. 702, 
BayRS 2030-1-1-F), zuletzt geändert durch § 4 des Geset-
zes vom 8. März 2005 (GVBl S. 69), wird wie folgt geän-
dert:  

1. In Art. 15 Abs. 2 wird das Wort „Dienst“ durch das 
Wort „Beamtenverhältnis“ ersetzt.  

2. Art. 42 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung:  

„1. wenn er eine Handlung begeht, die bei einem Be-
amten auf Lebenszeit mindestens eine Kürzung der 
Dienstbezüge zur Folge hätte, oder“.  

3. Art. 48 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 2 Halbsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Wird auf Grund des im Wiederaufnahmeverfahren 
festgestellten Sachverhalts ein Disziplinarverfahren 
mit dem Ziel der Entfernung des Beamten aus dem 
Beamtenverhältnis eingeleitet, so verliert er die 
ihm nach Abs. 1 zustehenden Ansprüche, wenn auf 
Entfernung aus dem Beamtenverhältnis erkannt 
wird;“  

b) Abs. 3 Halbsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Rechtfertigt der im Wiederaufnahmeverfahren 
festgestellte Sachverhalt die Einleitung eines Dis-
ziplinarverfahrens mit dem Ziel der Entfernung des 
Beamten aus dem Beamtenverhältnis nicht, wird 
aber auf Grund eines rechtskräftigen Strafurteils, 
das nach der früheren Entscheidung ergangen ist, 
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ein Disziplinarverfahren mit dem Ziel der Entfer-
nung aus dem Beamtenverhältnis eingeleitet, so gilt 
Abs. 2 entsprechend;“  

4. In Art. 49 Abs. 3 werden die Worte „finden Art. 71 
Abs. 3, 4, 6 und 7 der Bayerischen Disziplinarordnung“ 
durch die Worte „finden Art. 74 Abs. 3 und 4 des Bay-
erischen Disziplinargesetzes“ ersetzt.  

5. Art. 50 erhält folgende Fassung: 

„Art. 50 
Verlust der Beamtenrechte durch Disziplinarurteil 

Die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis richtet sich 
nach den Bestimmungen des Bayerischen Disziplinar-
gesetzes.“ 

6. Art. 58 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung:  

„2Zur Fortführung des Verfahrens wird ein Beamter mit 
der Ermittlung des Sachverhalts beauftragt; er hat die 
Rechte und Pflichten des Dienstvorgesetzten und der 
Disziplinarbehörde im behördlichen Disziplinarverfah-
ren.“  

7. Art. 68 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:  

„2Das Verbot erlischt, wenn nicht bis zum Ablauf von 
drei Monaten gegen den Beamten eine Anordnung der 
vorläufigen Dienstenthebung nach Art. 39 des Bayeri-
schen Disziplinargesetzes erlassen worden oder ein 
sonstiges auf Rücknahme der Ernennung oder auf Be-
endigung des Beamtenverhältnisses gerichtetes Verfah-
ren eingeleitet worden ist.“ 

8. In Art. 84 Abs. 3 werden die Worte „die Bayerische 
Disziplinarordnung.“ durch die Worte „das Bayerische 
Disziplinargesetz.“ ersetzt.  

9. In Art. 100f Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird das Wort „drei“ 
durch das Wort „zwei“ ersetzt.  

10. In Art. 100g Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte 
„Art. 12 der Bayerischen Disziplinarordnung“ durch 
die Worte „Art. 11 des Bayerischen Disziplinargeset-
zes“ ersetzt.  

 

§ 3 
Änderung des Bayerischen Richtergesetzes 

Das Bayerische Richtergesetz – BayRiG – (BayRS 301-1-
J), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 7. Dezem-
ber 2004 (GVBl S. 489), wird wie folgt geändert:  

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Art. 67 erhält folgende Fassung:  

„Art. 67 Anwendung des Bayerischen Disziplinar-
gesetzes“.  

b) In Art. 68 wird das Wort „Einleitungsbehörde“ 
durch die Worte „zuständigen Behörde“ ersetzt. 

c) In Art. 70 werden die Worte „Untersuchungsführer 
und Pfleger“ durch den Klammerhinweis „(aufge-
hoben)“ ersetzt.  

2. In Art. 18 Abs. 1 Satz 1 und in Abs. 3 wird das Wort 
„vier“ jeweils durch das Wort „fünf“ ersetzt. 

3. In Art. 35 Abs. 1 Nr. 6 werden die Worte „einem förm-
lichen Disziplinarverfahren“ durch die Worte „der Er-
hebung der Disziplinarklage“ ersetzt.  

4. In Art. 40 Abs. 1 wird das Wort „vier“ durch das Wort 
„fünf“ ersetzt. 

5. In Art. 48 Abs. 2 Nr. 5 werden die Worte „einem förm-
lichen Disziplinarverfahren“ durch die Worte „der Er-
hebung der Disziplinarklage“ ersetzt. 

6. In Art. 60 werden die Worte „ein förmliches Diszipli-
narverfahren“ durch die Worte „eine Disziplinarklage 
erhoben“ ersetzt.  

7. In Art. 61 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „förmlichen 
Disziplinarverfahren“ durch die Worte „gerichtlichen 
Disziplinarverfahren“ ersetzt.  

8. Art. 66 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Die nichtständigen staatsanwaltlichen Mitglieder der 
Dienstgerichte und des Dienstgerichtshofs müssen auf 
Lebenszeit ernannte Staatsanwälte sein.“ 

9. Art. 67 wird wie folgt geändert:  

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:  

„Anwendung des Bayerischen Disziplinargesetzes“ 

b) In Abs. 1 werden die Worte „der Bayerischen Dis-
ziplinarordnung“ durch die Worte „des Bayeri-
schen Disziplinargesetzes“ ersetzt. 

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2Soll auf eine andere Disziplinarmaßnahme 
erkannt werden, ist Disziplinarklage zu erhe-
ben.“  

d) Abs. 3 Sätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„1Im gerichtlichen Disziplinarverfahren kann ge-
gen einen Richter außer den in Art. 6 Abs. 1 des 
Bayerischen Disziplinargesetzes vorgesehenen Dis-
ziplinarmaßnahmen auch die Disziplinarmaßnahme 
der Versetzung in ein anderes Richteramt mit glei-
chem Endgrundgehalt verhängt werden; Umzugs-
kosten werden nicht erstattet. 2Diese Disziplinar-
maßnahme kann mit einer Kürzung der Dienstbe-
züge verbunden werden.“  

e) Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ist gegen einen Richter im gerichtlichen Dis-
ziplinarverfahren auf Zurückstufung erkannt wor-
den (Art. 6 Abs. 1 und Art. 10 des Bayerischen 



Drucksache  15/4516 Bayerischer Landtag 15. Wahlperiode Seite 21 

Disziplinargesetzes), so wird das Urteil dadurch 
vollstreckt, dass die oberste Dienstbehörde den 
Richter nach Rechtskraft des Urteils versetzt.“ 

f) Abs. 5 wird aufgehoben. 

10. Art. 68 erhält folgende Fassung:  

„Art. 68 
Entscheidung des Dienstgerichts  

an Stelle der zuständigen Behörde 

(1) 1In Verfahren gegen Richter entscheidet das Dienst-
gericht auf Antrag der Disziplinarbehörde durch Be-
schluss über die vorläufige Dienstenthebung, die Ein-
behaltung von Dienstbezügen sowie die Aufhebung 
und Änderung dieser Anordnungen. 2Auch in den Fäl-
len des Art. 20 des Bayerischen Disziplinargesetzes 
entscheidet das Dienstgericht auf Antrag des Richters 
durch Beschluss. 3Die Beschlüsse sind auch der Diszip-
linarbehörde zuzustellen. 4Gegen die Entscheidung des 
Dienstgerichts ist innerhalb von zwei Wochen nach 
Verkündung oder Zustellung die Beschwerde an den 
Dienstgerichtshof zulässig; die Beschwerde hat keine 
aufschiebende Wirkung.  

(2) 1Auf Antrag kann der Dienstgerichtshof in den Fäl-
len des Abs. 1 Satz 1 ganz oder teilweise die aufschie-
bende Wirkung oder die Aufhebung der Vollziehung 
anordnen. 2Die Beschlüsse über diese Anträge können 
vom Dienstgerichtshof jederzeit geändert oder aufge-
hoben werden.“  

11. Art. 69 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:  

„(1) Die vorläufige Dienstenthebung ist nach An-
hörung des Richters nur zulässig, wenn gegen ihn 

1. Disziplinarklage gleichzeitig erhoben wird  
oder bereits erhoben ist oder 

2. im Disziplinarverfahren voraussichtlich auf 
Entfernung aus dem Dienst oder auf Aberken-
nung des Ruhegehalts erkannt werden wird  
oder wenn voraussichtlich eine Entlassung 
nach § 22 Abs. 3 des Deutschen Richtergeset-
zes erfolgen wird oder 

3. in einem Strafverfahren Haftbefehl erlassen ist 
oder  

4. in einem Strafverfahren die Anklage erhoben 
und der Verlust des Richteramts nach § 24 des 
Deutschen Richtergesetzes oder die Entfernung 
aus dem Amt im anschließenden Disziplinar-
verfahren zu erwarten ist.“ 

b) In Abs. 2 wird das Wort „Gehalt“ durch das Wort 
„Dienstbezügen“ und das Wort „förmlichen“ durch 
das Wort „gerichtlichen“ ersetzt.  

c) Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:  

„1Sechs Monate nach der Rechtskraft der Entschei-
dung über die vorläufige Dienstenthebung und die 
Einbehaltung von Dienstbezügen kann auch der 

Richter die Aufhebung dieser Anordnungen bean-
tragen; im Übrigen gilt Art. 61 des Bayerischen 
Disziplinargesetzes.“ 

12. Art. 70 wird aufgehoben.  

13. Art. 71 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird das Wort „Amt“ durch das Wort 
„Beamtenverhältnis“ ersetzt.  

bb) In Satz 3 werden die Worte „zuständigen Ein-
leitungsbehörde“ durch die Worte „nach Art. 
18 Abs. 1 des Bayerischen Disziplinargesetzes 
zuständigen Behörde“ ersetzt.  

b) In Abs. 3 werden die Worte „Einleitung des förm-
lichen Disziplinarverfahrens“ durch die Worte „Er-
hebung der Disziplinarklage“ und die Worte „Un-
terricht und Kultus“ durch die Worte „Wissen-
schaft, Forschung und Kunst“ ersetzt.   

14. Art. 72 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Gegen Richter auf Probe und Richter kraft 
Auftrags ist eine Disziplinarklage nicht statthaft.“  

b) In Abs. 2 wird das Wort „förmlichen“ gestrichen.  

15. In Art. 78 Abs. 5 Satz 1 werden die Worte „eines Un-
tersuchungsführers im förmlichen Disziplinarverfah-
ren“ durch die Worte „der Disziplinarbehörde im be-
hördlichen Disziplinarverfahren“ ersetzt.  

 
§ 4 

Änderung des Gesetzes über kommunale Wahlbeamte 

Das Gesetz über kommunale Wahlbeamte – KWBG – 
(BayRS 2022-1-I), zuletzt geändert durch § 7 des Gesetzes 
vom 26. Juli 2004 (GVBl S. 272), wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 10 Abs. 2 wird das Wort „Dienst“ durch das 
Wort „Beamtenverhältnis“ ersetzt.  

2. In Art. 13 Abs. 1 werden die Worte „der Bayerischen 
Disziplinarordnung (BayDO)“ durch die Worte „des 
Bayerischen Disziplinargesetzes“ ersetzt.  

3. Art. 15 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 
„3. Entfernung aus dem Beamtenverhältnis nach den 

Vorschriften des Bayerischen Disziplinargesetzes.“ 
4. In Art. 24 Abs. 2 und 3 wird das Wort „Dienst“ jeweils 

durch das Wort „Beamtenverhältnis“ ersetzt. 
5. In Art. 25 Abs. 2 werden die Worte „finden Art. 71 

Abs. 3, 4, 6 und 7 BayDO“ durch die Worte „findet 
Art. 74 Abs. 3 Bayerisches Disziplinargesetz“ ersetzt.  

6. In Art. 32 Abs. 5 Satz 1 werden die Worte „Untersu-
chungsführers im förmlichen Disziplinarverfahren“ 
durch die Worte „Dienstvorgesetzten und der Diszipli-
narbehörde im behördlichen Disziplinarverfahren“ er-
setzt.  
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7. In Art. 39 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „förmliches“ 
durch das Wort „gerichtliches“ ersetzt.  

8. In Art. 48 Abs. 3 werden die Worte „die Bayerische 
Disziplinarordnung“ durch die Worte „das Bayerische 
Disziplinargesetz“ ersetzt.  

 
§ 5 

Änderung der Gemeindeordnung 

In Art. 32 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung – GO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl 
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des 
Gesetzes vom 26. Juli 2004 (GVBl S. 272), werden die 
Worte „die Bayerische Disziplinarordnung“ durch die Wor-
te „das Bayerische Disziplinargesetz“ ersetzt.  
 

§ 6  
Änderung der Landkreisordnung 

In Art. 30 Abs. 1 Nr. 12 der Landkreisordnung für den 
Freistaat Bayern (Landkreisordnung – LKrO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl 
S. 826, BayRS 2020-3-1-I), zuletzt geändert durch § 2 des 
Gesetzes vom 26. Juli 2004 (GVBl S. 272), werden die 
Worte „die Bayerische Disziplinarordnung“ durch die Wor-
te „das Bayerische Disziplinargesetz“ ersetzt. 
 

§ 7 
Änderung des Gesetzes zur  

Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Das Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsord-
nung (AGVwGO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20. Juni 1992 (GVBl S. 162, BayRS 34-1-I), zuletzt 
geändert durch § 2 des Gesetzes vom 27. Dezember 2004 
(GVBl S. 541), wird wie folgt geändert:  

1. In Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 werden die Worte „der 
Bayerischen Disziplinarordnung“ jeweils durch die 
Worte „des Bayerischen Disziplinargesetzes“ ersetzt. 

2. In Art. 14 Abs. 2 werden die Worte „der Bayerischen 
Disziplinarordnung“ durch die Worte „dem Bayeri-
schen Disziplinargesetz“ ersetzt.   

3. Dem Art. 15 wird folgende Nr. 22 angefügt:  

„22. bei Entscheidungen in Disziplinarangelegenhei-
ten.“  

§ 8 
Änderung des  

Ausführungsgesetzes Bundesdisziplinargesetz 

Art. 1 des Gesetzes zur Ausführung des Bundesdisziplinar-
gesetzes (Ausführungsgesetz Bundesdisziplinargesetz - 
AGBDG) vom 2. Januar 2002 (GVBl S. 2, BayRS 2031-4-
F) wird wie folgt geändert:  

1. In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Das Staatsministe-
rium des Innern“ durch die Worte „Der Verwaltungsge-
richtshof“ und das Wort „vier“ durch das Wort „fünf“ 
ersetzt. 

2. In Abs. 1 Satz 4 werden die Worte „Das Staatsministe-
rium des Innern“ durch die Worte „Der Verwaltungsge-
richtshof“ ersetzt. 

3. In Abs. 4 Satz 1 wird „§ 30 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 
VwGO“ durch „§ 30 VwGO“ ersetzt. 

 
§ 9  

Änderung des Rechnungshofgesetzes 

Art. 6 des Gesetzes über den Bayerischen Obersten Rech-
nungshof – Rechnungshofgesetz – RHG – (BayRS 630-15-
F), geändert durch § 9 des Gesetzes vom 10. Juli 1998 
(GVBl S. 385), wird wie folgt geändert:  

1. In Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „förmliches“ durch das 
Wort „gerichtliches“ ersetzt. 

2. Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) 1Gegen den Präsidenten und den Vizepräsidenten 
des Obersten Rechnungshofs können Disziplinarmaß-
nahmen nur im gerichtlichen Disziplinarverfahren ver-
hängt werden. 2Disziplinarbehörde ist im Verfahren 
gegen den Präsidenten das Präsidium des Landtags 
nach Beschluss des Landtags, gegen die weiteren Mit-
glieder des Obersten Rechnungshofs der Präsident.“  

 
§ 10  

Änderung des Bayerischen Personalvertretungsgesetzes  

Das Bayerische Personalvertretungsgesetz (BayPVG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. November 1986 
(GVBl S. 349, BayRS 2035-1-F), zuletzt geändert durch 
Art. 12 des Gesetzes vom 26. Juli 2005 (GVBl S. 287), 
wird wie folgt geändert:  

1. Art. 4 wird wie folgt geändert: 
a) In Abs. 1 Satz 1 wird das Komma gestrichen und 

werden die Worte „Angestellten und Arbeiter“ 
durch die Worte „und Arbeitnehmer“ ersetzt. 

b) Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„(3) 1Arbeitnehmer im Sinn dieses Gesetzes sind 
Beschäftigte, die auf Grund eines privatrechtlichen 
Vertrages im Dienst eines in Art. 1 genannten 
Rechtsträgers zu fremdbestimmter Arbeit in per-
sönlicher Abhängigkeit verpflichtet sind. 2Als Ar-
beitnehmer gelten auch Beschäftigte, die sich in ei-
ner beruflichen Ausbildung befinden.“  

c) Abs. 4 wird aufgehoben.  
d) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4. 

2. In Art. 5 wird das Komma gestrichen und werden die 
Worte „Angestellten und Arbeiter“ durch die Worte 
„und Arbeitnehmer“ ersetzt.  

3. Art. 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„2Wahlberechtigt sind auch Beschäftigte, die einem 
privaten Arbeitgeber zur Arbeitsleistung überlassen 
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werden; die Vorschriften des Betriebsverfassungs-
gesetzes bleiben unberührt.“ 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

4. Art. 14 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„2Wählbar sind auch Beschäftigte, die nach Art. 13 
Abs. 1 Satz 2 wahlberechtigt sind.“ 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

5. Art. 17 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 4 wird aufgehoben.  

b) Die bisherigen Abs. 5, 6 und 7 werden Abs. 4, 5 
und 6. 

6. In Art. 19 Abs. 2 Satz 1 wird das Komma nach dem 
Wort „Beamten“ gestrichen und werden die Worte 
„Angestellten und Arbeiter“ durch die Worte „und Ar-
beitnehmer“ ersetzt. 

7. In Art. 26 Abs. 1 Satz 1 und in Abs. 3 wird das Wort 
„vier“ jeweils durch das Wort „fünf“ ersetzt. 

8. In Art. 30 werden die Worte „wegen eines gegen ihn 
schwebenden förmlichen Disziplinarverfahrens“ durch 
das Wort „disziplinarrechtlich“ ersetzt. 

9. Art. 33 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 1 eingefügt: 

„1Hat der Personalrat drei oder mehr Mitglieder, ist 
von den Vertretern der stärksten Gruppe im Perso-
nalrat ein weiteres Mitglied als stellvertretender 
Vorsitzender in den Vorstand zu wählen; bei glei-
cher Stärke der Gruppen entscheidet das Los.“ 

b) Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden Sätze 2 und 3. 

c) In Satz 2 (bisher Satz 1) werden die Worte „zwei 
weitere Mitglieder“ durch die Worte „daneben ein 
weiteres Mitglied“ ersetzt. 

d) In Satz 3 (bisher Satz 2) werden die Worte „eines 
der weiteren Vorstandsmitglieder“ durch die Worte 
„das weitere Vorstandsmitglied“ ersetzt.“ 

10. In Art. 38 Abs. 1 wird das Komma gestrichen und 
werden die Worte „Angestellten und Arbeiter“ durch 
die Worte „und Arbeitnehmer“ ersetzt. 

11. Art. 53 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „6 und 7“ durch 
die Worte „5 und 6“ ersetzt.  

b) In Abs. 5 Satz 3 wird die Zahl „5“ durch die Zahl 
„4“ ersetzt. 

12. Art. 71 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 6 wird das Komma gestrichen und werden 
die Worte „Angestellte oder Arbeiter“ durch die 
Worte „oder Arbeitnehmer“ ersetzt. 

b) In Satz 7 werden die Worte „Angestellter oder Ar-
beiter“ durch das Wort „Arbeitnehmer“ ersetzt. 

13. In Art. 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 und Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 
werden jeweils die Worte „Angestellten und Arbeitern“ 
durch das Wort „Arbeitnehmern“ ersetzt. 

14. Art. 76 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) In Satz 1 Nr. 3 werden die Worte „Einleitung des 
förmlichen Disziplinarverfahrens“ durch die Worte 
„Erhebung der Disziplinarklage“ ersetzt.  

b) Es wird folgender neuer Satz 4 eingefügt: 

„4Im Fall des Satzes 1 Nr. 3 kann der Beschäftigte 
die Beteiligung desjenigen Personalrats beantragen, 
der an der Dienststelle, der der betroffene Beschäf-
tigte angehört, gebildet ist; in den Fällen des Art. 
80 Abs. 2 und 3 kann der Beschäftigte stattdessen 
die Beteiligung der danach bestimmten Personal-
vertretung beantragen.“ 

c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5. 

15. Art. 78 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchst. a wird das Wort „Angestellten“ durch 
das Wort „Arbeitnehmer“ ersetzt. 

b) In Buchst. g wird das Wort „Angestellte“ durch das 
Wort „Arbeitnehmer“ ersetzt. 

16. Art. 82 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „das Staatsmi-
nisterium des Innern“ durch die Worte „den Ver-
waltungsgerichtshof“ ersetzt. 

b) Abs. 3 Satz 2 wird aufgehoben; die Satzbezeich-
nung im bisherigen Satz 1 entfällt.  

c) In Abs. 4 werden nach dem Wort „Beisitzer“ das 
Komma und die Worte „unter denen sich ein Be-
amter und ein Angestellter oder Arbeiter befinden 
muss“ gestrichen. 

17. In Art. 85 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 wird das Wort „förmli-
chen“ durch das Wort „gerichtlichen“ ersetzt.  

 

§ 11 
Änderung des Gesetzes  

über den Bayerischen Verfassungsgerichtshof 

Art. 37 des Gesetzes über den Bayerischen Verfassungsge-
richtshof (VfGHG) vom 10. Mai 1990 (GVBl S. 122; ber. 
S. 231, BayRS 1103-1-I), zuletzt geändert durch § 4 des 
Gesetzes vom 24. April 2001 (GVBl S. 140), wird wie folgt 
geändert: 

1. Dem Abs. 2 werden folgende Sätze 3 bis 5 angefügt: 

„3Sein Amt erlischt, sobald seine Mitgliedschaft beim 
Verfassungsgerichtshof endet (Art. 5 Abs. 3 Satz 3). 
4Maßgebender Zeitpunkt für die Ablehnung im Sinn 
des § 25 Abs. 1 StPO ist das Ende der erstmaligen Ver-
nehmung des Angeklagten. 5Über die Ablehnung ent-



Seite 24 Bayerischer Landtag 15. Wahlperiode Drucksache  15/4516 

scheidet der Verfassungsgerichtshof in der kleinen Be-
setzung abschließend.“  

2. In Abs. 4 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„2Ist er aus zwingenden Gründen am Erscheinen ver-
hindert und hat er dies unverzüglich mitgeteilt, ist er 
erneut zu laden.“   
Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 und 4.  

3. Abs. 6 erhält folgende Fassung:  

„(6) 1Im Übrigen finden Art. 26, 27, 29, 30, 32 und 51 
Abs. 2, Art. 54 des Bayerischen Disziplinargesetzes auf 
die Voruntersuchung entsprechende Anwendung. 2Dem 
Angeklagten ist zu gestatten, die Akten und beigezoge-
nen Schriftstücke einzusehen, soweit dies ohne Gefähr-
dung des Untersuchungszwecks möglich ist. 3An Stelle 
des Verwaltungsgerichts entscheidet der Verfassungs-
gerichtshof in der kleinen Besetzung.“  

 
§ 12 

Änderung des Bayerischen Hochschullehrergesetzes  

In Art. 30 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes über die Rechtsver-
hältnisse der Hochschullehrer sowie des weiteren wissen-
schaftlichen und künstlerischen Personals an den Hoch-
schulen (Bayerisches Hochschullehrergesetz – Bay 
HSchLG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. September 2000 (GVBl S. 712; ber. 2001, S. 105; BayRS 
2030-1-2-WFK), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes 
vom 7. August 2003 (GVBl S. 503), wird das Wort „förm-
lichen“ durch das Wort „gerichtlichen“ ersetzt.  
 

§ 13 
Änderung des Gesetzes über  

die Errichtung einer Akademie für Politische Bildung 

Art. 9 Abs. 2 des Gesetzes über die Errichtung einer Aka-
demie für Politische Bildung (BayRS 2211-1-UK), geändert 
durch § 16 des Gesetzes vom 16. Dezember 1999 (GVBl 
S. 521), wird wie folgt geändert:  

1. In Satz 2 werden die Worte „die Bayerische Diszipli-
narordnung“ durch die Worte „das Bayerische Diszip-
linargesetz“ ersetzt. 

2. Satz 3 wird aufgehoben.  
 

§ 14 
Änderung des Gesetzes über die Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung und Rechtspflege in Bayern 

In Art. 6 Abs. 2 Satz 4 des Gesetzes über die Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege in 
Bayern (BayFHVRG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. Oktober 2003 (GVBl S. 818, BayRS 2030-1-3-F), 
geändert durch Art. 13 des Gesetzes vom 26. Juli 2005 
(GVBl S. 287), werden die Worte „Dienstvorgesetzter der 
Studierenden im Sinn des Art. 15 Abs. 1 der Bayerischen 
Disziplinarordnung“ durch die Worte „Disziplinarbehörde 
im Sinn des Art. 18 Abs. 1 des Bayerischen Disziplinarge-
setzes“ ersetzt.  

§ 15  
Änderung des Heilberufe-Kammergesetzes 

In Art. 71 Abs. 4 Nr. 4 des Gesetzes über die Berufsaus-
übung, die Berufsvertretungen und die Berufsgerichtsbar-
keit der Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker sowie der 
Psychologischen Psychotherapeuten und der Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten (Heilberufe-Kammergesetz 
– HkaG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Feb-
ruar 2002 (GVBl S. 42, BayRS 2122-3-UG), zuletzt geän-
dert durch § 7 Abs. 1 des Gesetzes vom 25. Oktober 2004 
(GVBl S. 400), wird das Wort „förmlichen“ durch das Wort 
„gerichtlichen“ ersetzt.  
 

§ 16  
Änderung des Gesetzes  

zur Sicherung des juristischen Vorbereitungsdienstes 

In Art. 2 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes zur Sicherung des 
juristischen Vorbereitungsdienstes (SiGjurVD) vom 
27. Dezember 1999 (GVBl S. 529, BayRS 302-1-J), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 7. Dezember 2004 (GVBl 
S. 498), werden die Worte „der Bayerischen Disziplinar-
ordnung“ durch die Worte „des Bayerischen Disziplinarge-
setzes“ ersetzt.  
 

§ 17 
Änderung der Urlaubsverordnung 

In § 14 Abs. 2 der Verordnung über den Urlaub der bayeri-
schen Beamten und Richter (Urlaubsverordnung – UrlV) 
vom 24. Juni 1997 (GVBl S. 173; ber. S. 486, BayRS 2030-
2-25-F), zuletzt geändert durch Verordnung vom 15. Juni 
2004 (GVBl S. 246), wird das Wort „förmlichen“ durch das 
Wort „gerichtlichen“ ersetzt.   
 

§ 18  
Änderung der Bayerischen Mutterschutzverordnung 

In § 11 Abs. 2 der Verordnung über den Mutterschutz für 
Beamtinnen (Bayerische Mutterschutzverordnung – Bay-
MuttSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. Oktober 2003 (GVBl S. 785, BayRS 2030-2-26-F) wird 
das Wort „förmlichen“ durch das Wort gerichtlichen“ er-
setzt. 

 
§ 19  

Änderung der Jubiläumszuwendungsverordnung 

In § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 der Verordnung über die Gewäh-
rung von Jubiläumszuwendungen an Beamte und Richter 
(Jubiläumszuwendungsverordnung – JzV) vom 1. März 
2005 (GVBl S. 76, BayRS 2030-2-24-F) werden die Worte 
„Art. 4 der Bayerischen Disziplinarordnung“ durch die 
Worte „Art. 15 des Bayerischen Disziplinargesetzes“ er-
setzt.  
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§ 20 
Änderung der Wahlordnung  

zum Bayerischen Personalvertretungsgesetz 

Die Wahlordnung zum Bayerischen Personalvertretungsge-
setz (WO-BayPVG) vom 12. Dezember 1995 (GVBl S. 
868, BayRS 2035-2-F), zuletzt geändert durch § 9 der Ver-
ordnung vom 30. August 2005 (GVBl S. 468), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „und 17 Abs. 4“ 
gestrichen. 

bb) In Satz 2 wird in der zweiten Klammer die 
Zahl „5“ durch die Zahl „4“ ersetzt. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Komma nach dem Wort 
„Beamten“ gestrichen und werden die Worte 
„Angestellten und Arbeiter“ durch die Worte 
„und Arbeitnehmer“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden in der zweiten Klammer die 
Worte „und 17 Abs. 4“ gestrichen. 

2. § 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchst. b wird das Komma nach dem Wort „Be-
amten“ gestrichen und werden die Worte „Ange-
stellten und Arbeitern“ durch die Worte „und Ar-
beitnehmer“ ersetzt. 

b) In Buchst. c wird das Komma gestrichen und wer-
den die Worte „Angestellten und Arbeitern“ durch 
die Worte „und Arbeitnehmern“ ersetzt. 

c) In Buchst. d wird das Komma nach dem Wort „Be-
amten“ gestrichen und werden die Worte „Ange-
stellten und Arbeiter“ durch die Worte „und Ar-
beitnehmer“ ersetzt. 

3. In § 32 Abs. 1 Satz 1 und § 45 Abs. 1 werden jeweils in 
der zweiten Klammer die Worte „und 4“ gestrichen. 

 
§ 21  

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 
Die auf den §§ 17 bis 20 beruhenden Änderungen der dort 
genannten Rechtsverordnungen können auf Grund der je-
weils einschlägigen Ermächtigungen durch Rechtsverord-
nung geändert werden. 

§ 22 
In-Kraft-Treten; Außer-Kraft-Treten; 

Übergangsbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2006 in Kraft.  

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2005 treten außer Kraft: 

1. die Bayerische Disziplinarordnung (BayDO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. März 1985 
(GVBl S. 31, BayRS 2031-1-1-F), zuletzt geändert 
durch § 18 des Gesetzes vom 24. Dezember 2002 
(GVBl S. 962), 

2. die Verordnung zu Art. 39 Abs. 3 der Bayerischen 
Disziplinarordnung vom 6. Dezember 1979 (BayRS 
34-6-I) und 

3. die Verordnung zu Art. 120 Abs. 2 der Bayerischen 
Disziplinarordnung vom 17. November 1978 (BayRS 
2031-2-1-F).   

(3) Die Verlängerung der regelmäßigen Amtszeit der Per-
sonalvertretungen von vier auf fünf Jahre (§ 10 Nr. 7) gilt 
nicht für die vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes gewählten 
Personalvertretungen.  

(4) Die Verlängerungen der regelmäßigen Amtszeit der 
Präsidialräte, Richterräte und Staatsanwaltsräte von vier auf 
fünf Jahre (§ 3 Nrn. 2 und 4) gelten nicht für die vor In-
Kraft-Treten dieses Gesetzes gewählten Personalvertretun-
gen. 

(5) 1Für Wahlen, zu deren Durchführung der Wahlvorstand 
spätestens vor dem 1. November 2005 bestellt worden ist, 
sind das Bayerische Personalvertretungsgesetz und die 
Wahlordnung zum Bayerischen Personalvertretungsgesetz 
in der bis zum In-Kraft-Treten dieses Gesetzes geltenden 
Fassung anzuwenden. 2Für die regelmäßigen Personalver-
tretungswahlen 2006 ist das Bayerische Personalvertre-
tungsgesetz und die Wahlordnung zum Bayerischen Perso-
nalvertretungsgesetz in der mit In-Kraft-Treten dieses Ge-
setzes geltenden Fassung anzuwenden. 

Der Präsident  

I.V. 

Barbara Stamm 

I. Vizepräsidentin 


